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Nr. 544. Mittag ⸗ Ausgabe. 


Preuſ en. 


Candtags⸗ Verhandlungen. 

6. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (19. Novbr.) 

Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 12 Uhr (lange vor Beginn 
der Sitzung ſind ſämmtliche Tribünen des Hauſes faſt überfüllt); auch die 
Diplomatenloge und die königl. Loge iſt ſtark beſetzt; in letzterer u. a. Feld⸗ 
marſchall v. Wrangel, Kammerherr Schloßhauptmann v. Röder. Am Mi⸗ 
niſtertiſche: v. Bodelſchwingh, Graf zur Lippe, v. Selchow, Graf 
Eulenburg, und als Reg.⸗Commiſſar: Reg.⸗Aſſeſſor Dr. Jacobi und 
Ober⸗Juſtizrath Meyer. Geſchäftliche Mittheilungen bilden den Beginn der 
Sitzung; ein Schreiben des Präſidenten des Herrenhauſes theilt die geſtern 
von dieſem Hauſe über die Verordnung vom 1. Juni d. J. gefaßten Beſchlüſſe 
mit. Präſident Grabow fügt hinzu, daß das Abgeordnetenhaus ſofort in 
die Erörterung deſſelben Gegenſtandes treten werde und er den Geſchäftsgang 
ſo auffaſſe, daß auch er eee habe, dem Herrenhauſe Mittheilung von 
der Anſicht des Abgeordnetenhauſes über die Verordnung zu machen. (Bravo.) 

ne b. Bodelſchwingh: Es ſei in dieſem Jahre, wie dem 
Haufe hinlänglich bekannt, eine Zollconferenz Na e und habe 


diefelbe auf den Wunſch mehrerer der betreffenden, Gewerbetreibenden ſich 
über die Abänderung einzelner, zwar nicht weſentlicher, aber doch wichtiger 
Tarifſätze geeinigt, 10 wie den Beſchluß gefaßt, daß dieſe Tarifänderungen 
ſchon vom 1. Januar 1864 ab in Wirkſamkeit treten ſollen. Da nach den 
Zollvereinsverträgen und § 13 des Zollgeſetzes vom 23. Januar 1823 ſolche 
Tarifänderungen mindeſtens acht Wochen vor der Giltigkeit öffentlich bekannt 
emacht werden müſſen, habe die Regierung ſich genöthigt geſehen, eine vor⸗ 
äufige Verordnung zu erlaſſen, für die ſie die va ungsmäßige Prüfung 
und Beſchlußfaſſung nachſuche; die betreffende königl. Verordnung datire vom 
20. September d. J. 18 

Abg. Michaelis rügt, daß, trotzdem das Haus bereits ſeit acht Tagen 
conſtituirt ſei, nicht ſofort, ſondern erſt heut die Vorlegung dieſer Verord⸗ 
nung erfolge, und erſucht die betreffenden Commiſſionen, dieſen Umſtand 
ihrer Cognition zu unterziehen und die geeigneten — 0 zu machen, 
damit ſich nicht elwa aus dieſem Falle ein Präjudiz über die Bedeutung des 
Wortes „sofort“ heraus bilde. 

Der Präſident überweiſt die Vorlage den vereinigten Commiſſionen 
für Finanzen und Zölle und für Handel und Gewerbe. 

Der Finanzminiſter legt darauf die „allgemeine Rechnung über den 
Staatshaushatsetat der Jahre 1859 und 1860“ mit den Bemerkungen der 
Ober⸗Rechnungskammer, einer Ueberſicht der vorgekommenen Etatsüberſchrei⸗ 
tungen und ſonſtigen Anlagen, ſo wie die allgemeine Rechnung über die Ein⸗ 

nahmen und Ausgaben der Generalſtaatskaſſe von 1860, nebſt den Bemer⸗ 
kungen der Ober⸗Rechnungskammer zur Entlaſtung der Staatsregierung reſp. 
Genehmigung der Etatsüberſchreitungen und außerordentlichen Ausgaben 
vor; — desgleichen die allgemeine Rechnung über den Staatshaushaltsetat 
des Jahres 1861, nebſt den Bemerkungen der Oberrechnungskammer und 
die allgemeine Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Rendantur 
des Staatsſchatzes für daſſelbe Jahr. — Sämmtliche Vorlagen gehen an die 

udgetcommiſſion. 8 . 
andelsminiſter Graf Itzenplitz bringt den ſchon im v. J. eingebrach⸗ 

ten, aber im Haufe der Abgeordneten nicht mehr zur Plenarberathung ger 

Seel Geſetzentwurf, betr. die Rechtsperhaltniſſe derjenigen Actien⸗ 
Geſellſchaften, bei denen das Geſellſchaftsunternehmen nicht in 

Handelsgeſchäften befieht, wieder ein. ae 

Die Vorlage geht auf den Vorſchlag des Abg. v. Rönne, wie im v. J., 

an die vereinigten Commiſſionen für Juſtiz und für Handel und Gewerbe. 

Der Präſident theilt endlich einen vom Abg. v. Lyskowski u. Gen. 
eingebrachten und bereits genügend durch Unterſchriften unterſtützten Antrag 
mit, der dahin geht: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die 
gegen die Abgeordneten b. Sulerzycki, v. Niegolewki und Szumann vor dem 
Staatsgerichtshofe verhängte Unterſuchung für die Dauer der Sitzungsperiode 
aufzuheben. Motive: Art. 84 der Verf.⸗Urk, und das verfaſſungsmäßige 
Recht der Kreiſe, ſich durch die aus ihrer Wahl hervorgegangenen Abgeord⸗ 
neten im Hauſe vertreten zu ſehen.“ Der Antrag wird an die Juſtizcommiſ⸗ 
ſion verwieſen, an welche Abg. v. Lyskowski die Bitte richtet, die Berichter⸗ 
une möglichſt beſchleunigen zu wollen. 

Schlußberathung über die Verordnung vom 1. Juni 1863, be⸗ 
treffend das Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften. (Referent: 
Abg. Dr. Simſon. Correferent: Abg. Dr. Be) Der Antrag des Re⸗ 
ferenten lautet: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: „auf Grund 
des Artikels 63 der Verfaſſungs⸗Urkunde zu erklären: 

Das Haus der Abgeordneten verſagt der unter 0 fe 0 auf Art, 63 
der Verf. erlaſſenen Verordnung vom 1. Juni 1863 jeine Genehmigung, 
II. auf Grund des Art. 106 der Verf.⸗Urkunde zu erklären: 

1) Die Verordnung vom 1. Juni 1863 war weder zur Aufrechthaltung der 
offentlichen Sicherheit, noch zur Beſeitigung eines ungewöhnlichen Noth⸗ 
ſtandes erforderlich. 2 

2) Eine Beſchränkung der Preßfreiheit Könnte auf dem Wege der Verord⸗ 
nung überhaupt nicht erfolgen. 

’ 3) Die Verordnung vom 1. Juni 1863 ift auch ihrem Inhalt nach der 
1 werfaffung zuwiderlaufend. / . 
Referent Abg. Dr. Simſon. M. H.: Wenn im gewöhnlichen Kg 
der Geſchäfte der Berichterſtatter einen Antrag zur Annahme empfiehlt, jo 
fühlt er ſich dabei Keule n von dem Gewichte der Diskuſſton und Abſtim⸗ 
mung im engeren Kreiſe, vornehmlich von ſachverſtändigen Mitgliedern. An⸗ 
ders 1 die Lage des Referenten in der heutigen Tagesordnung. Ihr An⸗ 
trag, hervorgegangen aus der gewiſſenhaften und, ich darf wohl Jade, aus 
eingehender Prüfung ſtammender Ueberzeugung zweier einzelner Männer, 
würde kein Gewicht für ſich in Anſpruch nehmen können, wenn ihnen nicht 
das Urtheil zur Seite ſtände, welches ſeit dem r der Verordnung vom 
1. Juni d. J. über je im Allgemeinen und über ihre Verfaſſungsmäßigkeit 
im Beſondern die aufgeklärte öffentliche Meinung in Preußen, in Deutſch⸗ 
land, ja in ganz Europa über ſie gefällt (Bravo), und das Urtheil, 
welches nach gründlichſter Erwägung die Wiſſenſchaſt über ſie geſprochen hat. 
Dieſe Zuſtimmung in ſo weiten Kreiſen wird uns auch hinwegtragen über 
die Bedeutung derjenigen Abſtimmung (der des Herrenhauſes), von welcher 
uns der Herr wen im Eingang der heutigen Sitzung Mittheilung ge⸗ 
macht hat. — Die Mitglieder des „Vereins zur Wahrung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Preßfreiheit“ haben mit einer vorgeſtern eingegangenen Petition 
die von ihnen eingeholten Gutachten der Rechtsfakultäten zu Hei⸗ 
delberg, Kiel und Göttingen überreicht, da fie begreiflicherweiſe Anſtand 
nahmen, ein ſolches von einer preußiſchen Juriſtenfakultät einzufordern. 
Dieſe Gutachten find gedruckt in Ihren Händen, Dieſelben find alle drei 
einig darüber, daß die Verordnung vom 1. Juni nicht nöthig war 35 Auf: 
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder zur Beſeitigung eines Nothſtan⸗ 
des, und daß fie der Verfaſſung zuwiderläuft; fie differiren nur in Betreff 
unweſentlicher Punkte. Es wird mir geſtattet ſein, das, was ich zu ſagen 
habe, daran anzuknüpfen. \ . 
wei Artikel der Verfaſſung find es, die zunächſt in Betracht kommen: 
der Art. 63, welcher die als von Verordnungen geſtattet, und der 
Axt. 106, welcher die Prüfung der Rechtsgiltigkeit ſolcher Verordnungen zwar 
leider den Behörden entzieht, aber eben deshalb die Kammern zu um jo 
eingehenderer Prüfung auffordert. Unſer Antrag bezieht ſich in ſeinem erſten 
Theile —5 Art. 63, in ſeinem zweiten auf Art. 106. Redner geht nun ich 
nächſt auf die Entſtehungsgeſchichte des Art. 63 ein. Derſelbe ſei bekanntlich 
aus dem Art. 105 der octroyirten Verfaſſungsurkunde entſtanden; die Auf: 
gabe der Reviſionskammer ſei geweſen, dem darin enthaltenen vagen Satze: 
| „wenn die Kammern nicht verſammelt jind, können Verordnungen mit Ge⸗ 

ſetzeskraft erlaſſen werden, die den Kammern bei ihrem Zuſammentritt zur 
Genehmigung vorzulegen ſind“, eine ſcharfe und ſtrenge Grenze zu geben. 
| Dies ſei zwar nicht vollſtändig erreicht, aber doch an die Stelle jener dagen 

Befugniß die ſehr begrenzte des Art. 63 getreten. Die Zahl der Octroyirun⸗ 
| gen auf Grund jenes Att. 105 habe in den 8 Monaten dom Dezember 1848 
is Auguft 1849 nicht weniger als 18 betragen, die derjenigen auf Grund 

des jetzigen Artikels 63 dagegen in den faſt 14 Jahren ſeit dem Jan. 1850 

mit Eiuſchluß der jetzt dem ans vorliegenden nur fünf. eig: | 

Von den Erforderniſſen des Artikels 63, fährt Redner fort, will ich mit 

denjenigen beginnen, welches thatſächlich vorhanden war, daß die Kammern 
zur Zeit des Erlaſſes nicht verſammelt waren. Denn es liegt zu Tage, daß, 
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wenn die Kammern am 27. Mai aufgelöft, ſie am 1. Juni nicht mehr ver⸗ 
ſammelt ſind. (Heiterkeit.) Es iſt freilich ein wunderlicher Gegenſatz, daß das 
Staatsminiſterium in der Motivirung der Verordnung von der Erregtheit 
der letzten Jahre ſpricht. — Die Verordnung iſt mit dem 1. Juni d. J. in 
Kraft getreten; ich will nicht unterſuchen, ob in Uebereinſtimmung mit dem 
Geſetze über die Publikation der Geſetze vom 3. April 1843, oder nicht; aber 
ſie iſt erſt publicirt am 3. Juni, ſie hatte alſo bereits zwei Tage Geltung. 
Als wir uns am 28. Maiftrennten, da lag wohl eine Octrovirung in 
der Luft, das ſagten wir uns Alle. Aber ich meine, es iſt nach Lage der 
Geſetzgebung undenkbar, daß vom 28. Mai bis 1. Juni ſich ein „Nothſtand⸗ 
geltend mache. Ich verſtehe die Worte: „wenn die Kammern nicht verſam⸗ 
melt find“ dahin: „wenn den Bedürfniſſen der öffentlichen Ordnung und der 
Beſeitigung des Nothſtandes während der Anweſenheit derſelben mit deren 
3 nicht genügt werden konnte“, d. h. ich ſehe in der Nichtanwe⸗ 
enheit der Kammern ein Moment des Nothſtandes, ein Element dieſes 
Nothſtandes. Wer daher die Kammer wegſchickt, um dann zu octropiren, 
der macht dieſes Element des Nothſtandes (Beifall), der ihn unwillkürlich 
überkommen muß. f 

Die Verordnungen aus Art. 63 find weiter zu erlaſſen unter Verant⸗ 
wortlichkeit des geſammten Staatsminiſteriums, contraſignirt wur⸗ 
den die Geſetze auch unter der Herrſchaft des Abſolutismus. Das iſt alſo 
nicht maßgebend. Weit entfernt, daß jetzt die Miniſter⸗Verantwortlich⸗ 
keit fehlt, — es fehlt nur das 7 Ob 
nun um dieſes Fehlens willen der Miniſter⸗Verantwortlichkeit ſelbſt etwas 
im Wege ſteht, iſt eine era Aber dieſe Frage iſt nicht, ob wir anneh⸗ 
men, es gebe eine Realiſirung der Verantwortlichkeit, ſondern ob Sr. Maje⸗ 
ſtät Regierung dies annimmt. Und die Regierung Sr. Majeſtät verneint 
dieſe Frage; ſie behauptet, außer dem Könige Niemandem, keinem preußi⸗ 
ſchen Gerichtshofe verantwortlich zu ſein. Nun, wenn ich mit der Regie⸗ 
rung die Frage verneinend beantworte, ſo ſage ich: dieſer Regierung 
fehlt ein Reguiſit des Artikels 63. (Beifall.) Ich meine, die wirkliche Gel⸗ 
tung der Miniſter⸗Verantwortlichkeit it das untrennbare Correlat der Prä⸗ 
rogative der Krone im Artikel 63: Beides oder Keines!, (Beifall.) 

Das dritte Requiſit des Art. 63 iſt, daß die octroyirte Verordnung 
der Verfaſſung nicht zuwider 5 enn irgendwo, lehne ich mich hier 
an die drei Gutachten an. Eine ſolche W läuft der Verſaſſung zu⸗ 
wider, wenn ſie etwas beſtimmt, was materiell auch ein Geſetz nicht 
beſtimmen konnte, oder wenn die Verordnung etwas zu beſtimmen unter⸗ 
nimmt, was die Verfaſſung nur in einem Geſetze beſtimmt wiſſen will. 

Redner führt nunmehr im Anſchluß an das göttinger Gutachten aus, daß 
die Verordnung vom 1. Juni als eine Präventivmaßregel mit dem Art. 
27 der Verfaſſung in Widerſpruch ſtehe, daß ſie auf einer Linie ſtehe mit den 
Entziehungen und Beſchränkungen der Conceſſion, den Cautionsbeſtimmun⸗ 
gen u. ſ. w. und ihr Inhalt nur durch ein Geſetz hätte ausgeſprochen wer⸗ 
den können. Wenn eingewendet worden, daß ſchon im Jahre 1850 eine Ver⸗ 
ordnung über die Preſſe octroyirt ſei, ſo mache er nur darauf aufmerkſam, 
daß ſchon damals die völlige Unvereinbarkeet derſelben mit der Verfaſſung 
von einer ganzen Reihe von Rednern hervorgehoben, und daß dann ein ver⸗ 
faſſungsmäßig vereinbartes Geſetz an die Stelle der Verordnung geſetzt wor⸗ 
den ſei. Redner hebt ferner hervor, daß auch mit Art. 28, 7, 8, 86 der Ver⸗ 
faſſung, die von unabhängigen Richtern, nicht von Verwaltungsbeamten 
ſprächen, die Verordnung in Widerſpruch ſtehe. 

Ich komme — fährt er fort — zu der letzten Voraus ſetzung des Art. 63: 
„Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung oder Beſeitigung eines dringen⸗ 
gen Nothſtandes.“ Der Antrag des Miniſteriums auf Erlaß der Verord⸗ 
nung weiß nichts von „Nothſtand“ und die Denkſchrift derſelben nichts von 
„der öffentlichen Ordnung.“ Das Miniſterium wechſelt mit beiden Aus⸗ 
drücken, als ob ſie im Ark. 63 promiscue gebraucht wären, während fie darin 
einen ſehr beſtimmt verſchiedenen Sinn haben. Und es ſind in der That 
auch zwei 8 mit denen das Miniſterium nach Bedürfniß wechſelt. 
Einmal iſt es die Betrachtung, der größte Theil des Volkes würde der Po⸗ 
litik der Regierung zuſtimmen, wenn dieſelbe nur überall wahrbeitsgemäß 
dargeſtellt würde. Die Regierungspreſſe thut dies. Dabei erinnert man ſich 
jedoch, daß Niemand gezwungen werden kann, die Regierungspreſſe zu leſen 
und ſich von ihr überzeugen zu laſſen. Daher kommt man denn zu dem 
Satze von dem Mißbrauch der Preſſe und dem Nothſtande, von der unzu⸗ 
reichenden Einwirkung der Gerichte, gewiſſermaßen zu dem Satze: „Noth 
kennt kein Gebot.“ 

Ich gehe auf die Verwarnungen ſelbſt über, welche die Folge der Ver⸗ 
ordnung geweſen ſind. Was haben dieſelben genutzt? Trotz allen Bemühens 
von der ureignen, preußiſchen Politik ſind ſie nichts, als nicht eben ge⸗ 
lungene Nachahmungen franzöſiſcher Muſter. Nun, ein guter, deutſcher 
Mann kann keinen Franzmann leiden! doch nicht blos ſeine Weine, ſondern 
auch andere gute Dinge ſcheinen Manchen anzumunden. (feiterkeit.) 

„Die Verwarnungen überragen die Oppoſitionspreſſe weitaus an agitato⸗ 

riſcher Kraft. Mich dünkt, ich habe in meinem Leben nicht ſinnloſere, auf⸗ 
regendere Ausführungen gelefen, als die Verwarnungen enthalten. (Lebhafte 
Zuſtimmung.) Man kommt faſt auf den Gedanken, die Verfaſſer derſelben 
eien von den entſchiedenſten Feinden der Regierung beſtochen worden, ſo 
zu ſchreiben. (Beifall.) — In einem unermeßlichen Kreiſe iſt die Ueberzeu⸗ 
gung verbreitet, daß die Verordnung der Verfaſſung zuwiderläuft; könnte 
man ſich da wundern, wenn im Publikum die Frage angeregt würde, wie 
die ausführenden Beamten zu ihrem Verfaſſungseide ſich ſtellen? (Beifall.) 
Zwar ſind nach Art. 106 der Verfaſſung die Behörden ausgeſchloſſen von 
der Prüfung der Verfaſſungsmäßigkeit der Verordnungen, aber vor dem Eide 
des einzelnen Menſchen finden keine Bedenken Raum, ihn dieſer Prüfung zu 
e (Beifall) Es heißt auch hier: „Irret Euch nicht, Gott läßt ſich 
nicht ſpotten!“ N 

Das Miniſterium Manteuffel verfuhr bei ſeinen Octroyirungen maßvoll 
im Verhältniß zur jetzigen Regierung; es ging nicht weiter, als wo es auf 
die Zuſtimmung ſeiner Kammern hoffen konnte. Aber die jetzige Regierung 
— bis an Grenzen, die fie ſelbſt auf die Dauer nicht aufrecht erhalten zu 
können ſelbſt eingeſteht, ge fie mit dieſer Verordnung, zu welcher he 
die Zuſtimmung diefer Kammer wohl nicht erwartet. Welchen Ver⸗ 
derb für die öffentliche Sittlichkeit ſchafft fie nicht, wenn fie zwingt, zwi⸗ 
ſchen den geilen zu ſchreiben und zu leſen! Die Klagen über die ſchlechte Preſſe 
ſind nicht älter, als die über die schlechte Politik, (hört!) Ein berühmter Finanz⸗, 
miniſter des Julikönigs ſagte einmal im Jahre 1850: „Macht gute Politik 
ſo will ich euch gute Finanzen machen! Je jass: „Macht gute Poli⸗ 
tit, ſo werdet ihr eine gute Preſſe haben.“ (Lebh. Beifall.) Zu weſſen Scha⸗ 
den gereicht es wohl, wenn die Staatsanwaltſchaft einfchreitet gegen die oppo⸗ 
ſitionelle Preſſe, und nicht gegen die auf Seiten der Regierungs? Auf 
die Juſtiz dürfen Verwaltungsruückſichten keinen Einfluß haben; zur olitit 
läßt ſich diefelbe nur mißbrauchen, mie gebrauchen] (Bravo!) Die Juſtiz it 
die ſtärkſte deutſche Grundlage der Monarchie, ſetzen Sie die Krone nicht dem 
Verdacht aus, daß ſie der Juſtiz nicht vertraue! 

Darum laſſen Sie uns mit den Waffen des Geſetzes bekämpfen, was die 
Regierung in der Verleitung des Augenblicks, im Widerſpruch mit den Ge: 
ſetzen verordnet hat; laſſen Sie uns den Abſchluß, den unſere — 8 — 5 
Kämpfe im Jahre 1850 gefunden haben, nicht wieder in Frage ſtellen. Wir 
haben Deutf land. hinreichend dadurch geſchädigt, daß wir in unſerer conſtitu⸗ 
tionellen Entwickelung hinter ſeinen kleineren Staaten um ein enſchenalter 
zurückgeblieben ſind; laſſen Sie uns jetzt wenigſtens darthun, daß wir das 
Errungene feſtzuhalten entſchloſſen, daß wir mächtig gene find, es nicht 
aufzugeben zu Deutſchlands und zu unſerm Heile! Ich erinnere diejenigen, 
die den entgegengeſetzten Weg gehen mochten, dringend daran: wenn es zu 
einem abermaligen Abſchluſſe unſerer politiſchen Kämpfe, nicht auf Grund 
der Verfafjung dom Januar 1850 kommen ſollte, der Abſchluß wird ſürwahr 
den ſogenannten conſervativen Intereſſen nicht günftiger ausfallen, als wie 
er jetzt vierzehn Jahre feſtſteht. Meine Herren! Wer kann ſich enthalten, in 
Erinnerung an den gegenwärtigen Moment, zu ſagen: welch ein Gluc, 
welch ein Glück für Deutſchland, wenn an dem heutigen Tage, nach dem, 
was uns die Zeitungen der letzten Stunden gebracht haben, wir in völliger 
Uebereinſtimmung, an Haupt und Gliedern Eins, gerüſtet daſtehen. 
(Rauſchender Beſſall) f . . 2 

b die gegenwärtige Regierung mit einer Kammer, die von ihrem 
Ausgabebewilligungsrecht einen vielleicht über die Grenzen des Gerathenen 
hinausgehenden, aber doch innerhalb der Grenzen ihrer geſetzlichen Befug⸗ 
nifje befindlichen Gebrauch macht, ob ſie mit einem unabhängigen Richters 
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ſtande, mit einer freien Preſſe auskomme, ob ſie mit ſelbſtändigen Verwal⸗ 
tungsbeamten zu regieren im Stande iſt, das ſind lauter Betrachtungen 
zweiter Art. Es iſt nicht zu verwundern, daß die Liſte desjenigen, womit 
die Regierung nicht auskommen kann, von Tage zu Tage wächſt, denn facile 
est descensus Averni, (Lebhafter Zuruf). Die großen Güter, die in allem 
dem liegen, was hier in Frage geſtellt wird, überbieten nach meiner ehrlichen 
Ueberzeugung den Preis, der dafür geboten wird: Fortſetzung der ge⸗ 
rer ärtigen Regierung. K ane Bravo!). Nach dieſen einleitenden 

emerkungen erſuche ich Sie, ſich unſerem Antrage in allen ſeinen Punkten 
anſchließen zu wollen. (Bravo !). 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Er frage, ob nach der Uſance 
des Hauſes die beiden Referenten hintereinander das Wort ergreifen, oder ob 
die Diskuſſion bereits nach dem Vortrage des Referenten ihren Anfang nehme. 

Präſ. Grabow: Er ſei der Anſicht, daß die beiden Referenten unmit⸗ 
telbar nach einander zu hören und demnächſt die Diskuſſion zu eröffnen ſei. 

Corref. Abg. Dr. Gneiſt: Die beiden Referenten hätten ſich nicht nur 
über ihre Anträge, ſondern auch über ihre Gründe geeinigt. Nachdem der 
Referent dieſe Gründe überzeugend dargelegt habe, würde für ihn nur übrig 
bleiben zu ergänzen oder zu recapituliren und er wolle deshalb gegenwärtig 
auf das Wort verzichten, behalte ſich daſſelbe jedoch für den Schluß der 
Debatte vor. 2 

Reg.⸗Commiſſar Dr, . Der erſte Einwand des Referenten gegen 
die Verordnung ſei die Verfaſſungswidrigkeit. Die Regierung ſei bei Erlaß 
der Verordnung in der vollen Ueberzeugung geweſen, daß ſie ſich auf dem 
Boden der lade t. befinde, und ſie halte dieſe Ueberzeugung auch in die⸗ 
ſem Augenblicke feſt. Wenn im Eingange des Vortrages des Referenten 
Bezug . worden, auf die Verurtheilung, die die Regierung in der 
Deffen ichkeit erfahren habe, auf die Gutachten don e ſo wolle er 
nicht erörtern, welches Gewicht darauf zu legen ſei. Eines aber müſſe er in 
Bezug auf das Gewicht der Gutachten anführen. Der Herr Referent habe 
= Material in Händen als die Regierung; dieſe habe die Gutachten der 
göttinger und kieler Fakultäten nicht erhalten können, hinſichtlich des heidel⸗ 
berger Gutachtens aber habe ein liberales Blatt geſagt: es ſei nichts Neues 
darin enthalten. Er glaube, daß, wenn dies von ſolcher Seite geſagt werde, 
er weiter nichts zuzufügen habe. (Große der Perg Es ſei ſodann auf das 
Verhältniß des Art. zum Art. 105 der Verfaſſung hingewieſen. Die 
Worte, die der Referent angejogen habe, daß die Octroyirung nur für den 
Fall eines Nothſtandes oder bei Gefährdung der öffentlichen Sicherheit ein⸗ 
treten dürfe, ſeien erſt in die Verfaſſungs⸗Urkunde vom Jahre 1850 aufge⸗ 
nommen worden. 

Wenn der Referent auf die Verhandlungen hingewieſen habe, ſo wolle er 
nur auf die. Worte des damaligen Abgeordneten Wentzel hinweiſen, der da 
ſagte: dieſe Verklauſulirung jet ſehr elaſtiſch. Die Reg. ſei weit entfernt, 
anzunehmen, daß eine Beſtimmung der Verf.⸗Urkunde interpretirt werden 
könne nach der Anſicht eines einzelnen Abgeordneten; ſie ſtelle ſich auf den 
Wortlaut der Verf.⸗Urkunde, auf Thatſachen, auf Beſchlüſſe. Ein Artikel der 
Verf.⸗Urkunde beſtimme, daß alle beſtehenden Geſetze in Geltung bleiben, bis 
fie durch Geſetze abgeändert würden. Wenn man dieſen Artikel und die In» 
terpretation des Referenten nehme, ſo ſei in keinem Falle Raum gelaſſen für 
irgend eine Octroyirung. Bei Reviſion der Verfaſſung ſeien Anträge geſtellt 
worden, wonach nicht bloß der Verfaſſung zuwiderlaufende Beſtimmungen, 
ſondern auch in den Fällen nicht octroyirt werden ſollte, in welchen die Ver⸗ 
faffung die Regelung durch Geſetze anordneß beide Anträge ſeien verwor⸗ 
fen worden. er Redner verweiſt dann auf die Vorgänge bei Erlaß und 
Prüfung der in den Jahren 1849 u. 1850 octroyirten Verordnungen und 
zieht daraus den Schluß, daß dieſe Vorgänge die Reg. in dem Bewußtſein 
der neee ihres gegenwärtigen Verfahrens beſtärken müßten. 
e ft. bei der im November 1850 erlaſſenen Verordnung 
ſei zum erſten Male die Deduction aufgeſtellt worden, daß, wenn die Ver⸗ 
faſſung ein Geſetz verheiße, eine Verordnung nicht erlaſſen werden dürfte. 

Dieſen Standpunkt habe der damalige Abg. v. Vincke verfochten, habe 
aber gleich hinzugefügt, daß es auf dem Gebiete der Preßgejeggebung ein 
ganz anderer Fall ſei, und daß es unzweifelhaft wäre, daß auf dieſem Ge⸗ 
biete octroyirt werden könne. Abgeſehen von dem Inhalte dieſer Rede fei 
jener Verordnung die Zuſtimmung der beiden Kammern ertheilt worden. 
Dies ſei ein zweites erhebliches Präcedenz für die Regierung, und wenn 
namentlich auf Grund anderer Artikel der Verfaſſung behauptet worden jei, 
es hätte die Thätigkeit der Adminiſtrativ⸗ Be nicht an die Stelle 
der richterlichen Behörden geſetzt werden dürfen, ſo halte er dem Einwande 
entgegen, daß die Verfaſſung ſelbſt an ya daß die Competenzen der Admini⸗ 
— Bf und Gerichte auf geſetzlichem Wege abgegrenzt werden 

ollten. 

Minifter des Innern Graf Eulenburg: Der Vorredner habe ſich zu⸗ 
nächſt über den Publikations⸗Modus der Verordnung ausgelaſſen. Die 
Sache ſelbſt habe keinen großen Werth, aber er wolle einige Worte darüber 
jagen, damit die Sache nicht noch einmal zur Sprache komme. Die Ver⸗ 
ordnung ſei nicht mit dem 1. Juni in Wirkſamkeit getreten, ſondern es 
ſeien durch die Rückdatirung nur die Termine abgekürzt worden, in welchen 
dieſelben in Wirkſamkeit treten ſollen. Der Referent habe ſich die Sache 
ſo ausgedacht, als ob die Verordnung ſchon beim Schluſſe des vorigen 
Landtages fertig geweſen ſei. Er könne verſichern, daß dies nicht der Fall 
geweſen ſei; weder ſei die Verordnung vorher berathen, noch ſei ein Buch⸗ 
ſtabe darüber geſchrieben worden, Der Schluß der Kammern habe die Re⸗ 
gierung ſelbſt überraſcht (Heiterkeit), da er herbeigeführt worden ſei durch 
Ereigniſſe, welche die Regierung nicht vorherſehen konnte. Die Regierung 
habe einen ſchnellen Entſchluß gefaßt, einem Zuſtande ein Ende zu machen, 
von deſſen Fortdauer ſie nichts Erſprießliches erwarten konnte. Als der 
A geſchloſſen war, mußte ſofort die Frage auftreten, was jetzt zu 
thun ſei. 

Das Miniſterium habe zwei Beſchlüſſe gefaßt. Erſtens: Der Landtag müſſe 
noch in dieſem Jahre wiederum zuſammenberufen werden, um das Büdget für 
das laufende Jahr zu berathen; zweitens: man könne einen Zuſtand, wie er 
jetzt exiſtire, hervorgerufen durch die Kammerdebatten, durch die Haltung der 
Preſſe, nicht beſtehen laſſen, wenn nicht das neue Haus dee Abgeordneten eine 
Zuſammenſetzung erfahren ſolle, die ganz dieſelbe et, wie die des aufzulöſenden. 
Und wenn die Regierung das nächſtemal einer Majorität nicht ſicher ſei, fo 
ſei ſie überzeugt, daß, wenn ſie auf dem betretenen Wege mit ruhiger, aber 
entſchiedener Conſequenz weiter gehe, ihr ſchließlich ein günfiges Reſultat nicht 
fehlen werde. (Große Heiterkeit.) Er wiſſe nicht, ob bei Art. 63 der Verf. 
eine authentiſche Interpretation über das Wort „Nothſtand“ gegeben ſei; er 
glaube es nicht. Schon geſtern habe er im andern ‚Haufe ausgeführt, daß er 
einen Nothſtand nicht nur darin finde, wenn das Brodt theuer ſei, oder wenn 
öffentlicher Aufruhr ausgebrochen ſei; er finde auch einen Nothſtaud in der 
Verirrung der Gemüther. Wenigſtens habe die Reg. ſich von der Befürchtung 
nicht leiten laſſen, daß in dieſem Augenblick die Stimmung zu einem gewalt⸗ 
ſamen Ausbruche führen werde; aber es ſei ein Riß durch das ganze Land 
gegangen und dieſer Riß ſei als einer der ärgſten Nothſtände betrachtet worden. 
(Bravo rechts.) . 

Aus dieſen Gründen habe die Staatsregierung geprüft, nach welcher Seite 
hin die Sache am geſchickteſten und erfolgreichſten anzufaſſen ſei. Die Regie⸗ 
rung habe ſich ſagen müſſen, daß die Preſſe einen weſentlichen Antheil an 
der Beunruhigung a babe; er glaube auch, daß nicht Einer im Hauſe 
ſei, der nicht zugeben muſſe, daß der Juſtand der Preſſe damals ein anomaler 
geweſen ſei. (Widerſpruch.) Wenig Blätter exiſtirten, denen es darum zu thun 
wäre, eine politiſche 8 anf dir eine Doktrin zu vertreten; wir hatten nur 
Annoncenblätter, welche auf die Neugier des Publikums ſpekulirten und Mit⸗ 
theilungen publizirten, wenn ſie auch völlig falſch ſeien. (Beifall rechts.) Wenn 
man einen ſolchen Zustand beſeitigen könne, jo erwerbe man fi in den Augen 
aller Parteien ein Verdienſt. Die Regierung glaube das ichtige getroffen 
zu haben. Der Entſchluß babe ſchnell gefaßt werden müfjen, damit in Ber 
zug auf die l Wahlen noch ein Einfluß auf die Preſſe ausgeübt 
werden konnte. Da ſei es nothwendig geweſen, die * der Adminiſtrativ⸗ 
behörden 1 Es werde nun geſagt: Die Verordnung ſei nicht 
durch einen wirklichen Nothſtand hervor — und ſie ſei unter Verant⸗ 
wortlichkeit eines Staatsminiſteriums erlaſſen, welches alle Verantwortlichkeit 
von ſich ablehne. 

Er wiſſe nicht, Br dieſe Behauptung gegründet werde, denn wäre 
dies der Fall, 1 würde kein einziger er var des gegenwärtigen 
Minifteriums Giltigkeit haben. Im Laufe der Verhandlungen werde er 
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auf das corpus delietin t 


ee allein nicht genüge, daß noch eine ga 


Gelegenheit haben, noch andere Einwürfe zu widerlegen, jetzt wolle er nur 
ein paar Worte ius l : Die Regierung jei wirklich der Anſicht, daß die 
Majorität des Volks in längerer oder kürzerer Friſt die Handlungsweiſe des 
Staatsminiſteriums als eine gerechtfertigte und ſeine Politik als eine 
ute erkenne. Hätte die Regierung dieſe Ueberzeugung nicht, ſo würde ſie 
einen Augenblick länger ihre Plätze behalten. Verwunderung.) Eine Stel⸗ 
lung einzunehmen, die der 1 der Majorität des Abgeordneten⸗ 
hauſes ſich nicht erfreue, würde unmöglich ſein, wenn die Regierung nicht 
von der Richtigkeit ihrer Abſichten überzeugt wäre. (Bravo.) Nehme das 
Haus die Anträge des Referenten an, ſo werde man nicht glauben, daß die 
Regierung nunmehr annehme, daß fie Unrecht habe. Die Ausführungen 
des Referenten würden ihn nicht abhalten, in ähnlichen Fällen ähnlich zu 
De (Beifall der Konſervativen.) Hebe das Haus die Verordnung auf, 
o müſſe es zugleich durch einen gemäßigten Ton ſeiner eigenen Verhand⸗ 
lungen auf diejenige Preſſe, ER von der Majorität beherrſcht werde, 
wirken, daß ſie der Regierung zeige, daß ſie Unrecht thue und ihr ſage: 
„Wir ſind beſſer als ihr glaubt“ 

Der Präſident verlieſt die W da in dieſelbe ſich Graf v. Franken⸗ 
Sierſtorpff als Redner für die Spezialdebatte habe einſchreiben laſſen, macht 
der Präſident geltend, daß eine Spezialdebatte nicht ſtattfinden könne. Abg. 
Reichenſperger bittet, dieſe Frage bis nach Schluß der Generaldebatke 
offen zu halten. Nach einer Gegenbemerkung des Abg. Virchow beſchließt 
das Haus, nur eine Diskuſſion (alſo nicht in General⸗ und Spezialdis⸗ 
kuſſion getrennt) ſtattfinden zu laſſen. Als erſter Redner gegen den Antrag 
der Referenten erhält das Wort: 

Abg. Wagener (Neuſtettin): Meine Freunde und ich haben uns bereits 
daran gewöhnen müſſen, eine unbedeutende Minorität hier zu vertreten; 
nichts deſtoweniger würde ich mit Befangenheit hier auftreten, wenn ich 

lauben müßte, daß der Referent darin Recht hat, wir hätten die öffentliche 

HE: von Deutſchland und Europa gegen uns. Das iſt eine orato⸗ 

ride Phraſe, wie ich denn auch das von dem Referenten beanſpruchte Pri⸗ 

vilegium der Gewiſſenhaftigkeit keiner einzelnen Ran zugeſtehen kann. Am 
vorſichtigſten ſollten mit den Worten „Gewiſſenhaftigkeit und Verfaſſungs⸗ 
treue“ die umgehen, die Jahre lang unſern Verfaſſungszuſtand in Frage 
geſtellt haben. Ich werde in meiner Prüfung um ſo gewiſſenhafter ſein, 
als ich ſelbſt lange Zeit der Preſſe angehört habe, und ich aus eigener po⸗ 
enn ain Erfahrung weiß, daß, wer heute Hammer war, morgen Amboß 

ein kann. . 

Der Referent hat ſich ſeine Beweisführung leicht gemacht, indem er ſich 
auf Autoritäten beruft; auch wir achten die Autoritäten, aber wir wünſchen 
don ihnen gute Gründe zu hören. Die vorliegenden Gutachten aber wider⸗ 
ſprechen ſich in ihren Gründen, und enthalten Deductionen, die der Referent 
verſchwiegen hat, weil fie kaum einem vor dem dritten Examen ſtehenden 
Referendarius ziemen. Dem gegegenüber ſteht das Gutachten der Majorität 
des Kronſyndicats, wie es in der geſtrigen Abſtimmung des Gerrenbunnfes 
zu Tage getreten ift. 

Der Landtag war zur Zeit des Erlaſſes der Verordnung nicht verſam⸗ 
melt; man ſagt zwar, die Regierung hätte ihn wieder einberufen können, 
allein das wäre unzweckmäßig geweſen, weil das Abgeordnetenhaus ſicher 
feine } ng, verweigert hätte, und weil die Haltung deſſelben zum 
Theil ſelbſt den Nothſtand begründet hat. Die 9 der Miniſter 
iſt außer Zweifel. Es liegt mir alſo nur noch ob, die beiden anderen ver⸗ 
faflungsmäßigen Erforderniſſe zu prüfen. Bei der Prüfung, ob ein Noth⸗ 
ſtand vorhanden iſt, ſind die geiſtigen und moraliſchen Grundlagen in Be⸗ 
tracht zu ziehen. Unſere öffentlichen Zuſtände waren deprabirt; ein Anhän⸗ 
ger der demokratiſchen Partei ſchildert den Zuſtand der Preſſe dahin, daß fie 

„nur eine induſtrielle Kapitalsanlage ſei und daß ihr nichts heilig ſei als das 
Geld. Das ſagt ein Demokrat. (Allſeitiger Ruf: Namen! Namen!) 
r (Schallendes, anhaltendes Gelächter!) 

chen Sie, meine Herren, aber ich verſichere Sie, wenn Sie nicht das 
Glück gehabt hätten, eine Regierung zu beſitzen, die dem herabrollenden Rade 
in die Speichen fiel, würden Sie 0 bſt bei einer ſtarken Regierung Schutz 
haben ſuchen müſſen. Meine Herren, wir rechnen ſchon lange nicht mehr 
mit der Partei, die ſich Fortſchrittspartei nennt, aber wenn nicht aufgelöſt, 
ſo doch in voller Auflöfung begriffen iſt. Sie wird ſich zwar nicht fo ſchnell 
auflöfen, wie die Partei der „neuen Aera“, die heute nur noch nach der Zahl 
der Grazien und Muſen zählt (Heiterkeit). Aber ſie wird ſich trennen in 
eine Partei des paſſiven Widerſtandes und eine der Action, und zwar der 

Action mit dem Munde, und eine andere Action, die mit einem anderen 
Theile des menſchlichen Körpers 785 Den Nothſtand erkennen Sie im 

Grunde alle an, nur wollen Sie ihn nach dem Grundſatze similia similibus 
haben, während die Regierung ſich für das Syſtem der niederſchlagenden 
Pulver entſchieden hat (Heiterkeit). Und obenein haben Sie den Nothſtand 
noch dadurch erſchwert, daß Sie der Regierung die Mittel zu einer officiellen 
Preſſe verweigert haben, welche den Preßausſchreitungen hätte entgegenwirken 
können. Die Verordnung hat die liberale Preſſe nicht vernichtet, aber ſie hat 
m... daß der liberalen Preſſe das Verlegerkapital höher ſteht, als 
ihre politiſchen Ueberzeugungen, und daß ſie keinen einzigen Märtyrer auf⸗ 
zuweiſen hat eh „Oſtdeuiſche Zeitung!“). 0 

Die Vorlage berührt nicht die Pre 1 — ſondern die Preßgewerbe 
als ſolche, die induſtrielle Verwerthung der u. niſſe als N Die 

Vorberathungen ergaben, daß bei Berathung der ei ung auf dieſen Un⸗ 
terſchied großes Gewicht gelegt wurde. Man hat deshalb aus dem urſprüng⸗ 
lichen Wortlaut des Art. 27 alle die Stellen ausgeſtrichen, die ſich auf die 
Preßgewerbe bezogen. (Redner verlieſt zum Belage Stellen aus den ſteno⸗ 
graphiſchen Berichten, unter andern eine Aeußerung des Hrn. v. Ammon 
aus dem Jahre 1850). Eben 10 ergeben die Berathungen aus jener Zeit, 
daß man mit dem Begriff „Geſetzgebung“ im Art. 27 nicht die mit Geſetzes⸗ 
kraft erlaſſenen octroyirten Verordnungen ausſchließen wollte. Die göttinger 
Fakultät räumt ein, daß in dem Begriff „Geſetz“ nach dem a 
der Verfaſſung die octroyirten Verordnungen eingeſchloſſen ſind, allein ſie 
beſtreitet, daß bei dem Worte 4 Je u eine ſolche Erweiterung des 
Sinnes 1 ſei. Eine ſolche Logik iſt mir unverſtändlich. Die Univer⸗ 
fität Kiel behauptet, es habe eine indirecte Einführung der Cenſur ſtattge⸗ 
funden; dagegen thut das heidelberger Gutachten in viel richtigerer Weiſe 
dar, daß nur die g er Conceſſionsentziehungen eine Beſchränkung 

i eilweiſe wieder eingeführt ſeien. ; 
Daß die Entſcheidungen den Regierungen in die Hand fur n ſind, wird 
der Abg. Dr. Gneiſt billigen, da er dieſelben als Organe für die Handha⸗ 
bung des offentlichen Rechts dargeſtellt hat. Das Haus wird der Verord⸗ 
nung ſeine Genehmigung verſagen, aber ich hoffe, die Regierung wird ſich 
dadurch auf dem betretenen Wege nicht beirren laſſen (Hört! hört). Die 

Preſſe kann nie freier ſein, als ſie verdient, aber ſie iſt auch ſtets ſo frei, 

wie ſie es verdient. Die Re ierung muß, will ſie Herr im Lande bleiben, 

Herr bleiben auch über die Rreſſe Bravo rechts!). x h 

Abg. Dr. Virchow: Er habe nach den Erklärungen des Miniſters er: 
wartet, daß die Mitglieder der Partei, welche der Regierung naheſtehe, hier 


zeigen würden, wie man discutiren ſolle, um den Beifall der Regierung zu |g 


erhalten. Statt deſſen könne er jetzt nur conſtatiren, daß der Abgeordnete 
für Neuſtettin nur das wiederholt, was er auch anderweit bereits mehrfach 
ausgeführt habe. Er habe gehofft, daß der Miniſter das Haus aufklären 
würde über die ſehr beunruhigenden Aeußerungen, die nach ſeiner Anſicht 
unvereinbar ſeien mit dem Eide auf die Verfaſſung (Lebhafter Zuruf ). Er 
milſſe bekennen, er begreife nicht, wie Jemand, der gewagt habe, an die 
Stelle der Verfaſſung die an we, Dietatur ſetzen zu wollen, ſich 
anmaßen konne, eine Partei anzuſchuldigen, die auf dem Boden der Verfaſ⸗ 
fung ſtehe. Er überlaſſe ihn feinem neuen Bundesgenoſſen Laſſalle (Beifall!) 
„Wenn Sie Sittlichkeit predigen, ſo ſollten Sie nicht kommen mit 
Leuten, die die Sittlichkeit darftellen, wie fie Lafjalle und die Mitarbeiter der 
„Neuen Preuß. Ztg.“ und der „Berliner Revue“ repräſentiren “, (Lebhafter 
Beifall!) Einſpruch müſſe er erheben gegen die Art und Weiſe, aus den 
Gutachten zu citiren, ein lehrreiches Beiſpiel, wie man eitiren ſolle, wenn 
man den entgegeng 1 — Eindruck erzeugen wolle von dem, was in dem 
Citate gemeint ſei. — Redner geht zur Widerlegung der Ausführungen des 
Abg. Ha ener über das göttinger Gutachten über und — ſeinerſeits hervor: 
in Berufe en werde dargelegt, daß überall, wo in der Verfaſſung das Wort 
Geſetz vorkomme, ein auf verfaſſungsmäßigem Wege zu Stande ger 
kommenes Geſetz gemeint ſei, daß ſich dies namentlich auf die zukünftigen 
— nach Promulgation vorgenommenen — legislative Acte beziehe, und daß 
Art. 27 gerade unter dieſe Kategorie falle. Die drei Gutachten ſeien in allen 
Hauptpunkten einig, auch darin, daß mit der im Art. 27 verbotenen Cenſur 
nicht blos die vor 1848 beſtandene 8 ſei. — Weitere Ausführung die⸗ 
ſer Fragen den rechtsverſtändigen Mitgliedern überlaſſend, wende er ſich der 
allgemeinen politiſchen Seite der Frage zu. Sei denn die Vermuthung, 
e das Miniſterium beim Erlaß der Verordnung gehabt, richtig, habe es 
denn mit gutem Gewiſſen einen Erfolg von ſeiner Maßregel erwartet, oder 
müſſe man verlangen, daß es dieſelbe zurückziehe? Das Miniſterium habe, 
wie ſchon im Herrenhausberichte zu leſen, wiederholt, es werde, wenn es ſo 
fortfahre, endlich das vom Abgeordnetenhaus erlangen, was es brauche. 

Davon ſei es aber wohl überzeugt, daß dazu die Verordnung über die 
e Reihe von Verſuchen ähnli⸗ 


r Neu⸗Stettin habe erklärt, 


Art nachfolgen müſſe. Der Abgeordnete 


die Preßverordnung habe nicht ausgereicht, der Miniſter ſelbſt habe zugege⸗ 


—— 
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ben, daß eigentlich nichts damit erreicht ſei, als was man gerade vermeiden 
wollte: Haß und Verachtung. Unter den Broſchüren des Vereins zur Wah⸗ 
rung der verfaſſungsmäßigen Preßfreiheit befinde ſich auch eine Sammlung 
der erlaſſenen Verwarnungen, auf die den Herrn Miniſter aufmerkſam zu 
machen er ſich erlaube, da derſelbe wiederholt erklärt habe, er ſei zuweilen 
nicht ausreichend informirt. Darin ſtehe alles vollſtändig, was dem ſcharfen 
Blicke des Herrn Miniſters etwa entgangen ſein möchte (Beifall). Dieſelbe 
gewähre auch einen Ueberblick in die Unfähigkeit der Perſonen, die mit Aus⸗ 
führung der Verordnung beauftragt ſeien. Die Regierung ſage ausdrücklich: 
hr ſollt über die allgemeine Haltung wachen und das Einzelne der Recht⸗ 
prechung überlaſſen. Durchblättere man aber die Sammlung, ſo finde man 
lauter Einzelheiten. Er verweiſe z. B. auf die kraſſe Verfügung des hieſigen 
Polizeipräſidenten gegen das „Communalblatt“, worin derſelbe ausſpreche, 
daß „nur die bisherige vorwurfsfreie Haltung des Blattes“ ihn von Erthei⸗ 
lung der Verwarnung abhalte. Eine ganze Reihe von Verwarnungen (von 
denen Redner 15 — unter großer Heiterkeit des Hauſes citirt) beziehe ſich 
auf Citate aus älteren Schririftellern, z. B. Montesquieu u. A. 
Der Miniſter werde ſich aus dieſer Sammlung überzeugen, daß, wenn 
die Regierung ſelbſt die Preſſe nicht regierungsfreundlich machen konne die 
Regierüngs⸗Präſidenten dazu noch weit weniger im Stande ſeien. Am Beſten 
werde es wohl fein, die Preſſe, mit Ausnahme der Regierungs⸗Preſſe, ganz 
zu verbieten. Freilich habe der Regierungs⸗Commiſſar in der Commiſſion 
des Herrenhauſes erklärt, daß es unmöglich ſei, eine Regierungs⸗Preſſe zu 
ſchaffen. Wohl aber glaube er (Redner) aus den Blättern der Regierungs⸗ 
Partei den Nachweis führen zu können, daß dieſelbe außer Stande ſei, eine 
Preſſe herzuſtellen, welche Sittlichkeit und eine feſte Staatsordnung garan⸗ 
tiren könne. Niemand habe über die Preßzuſtände eines Landes ein beſſeres 
Urtheil, als das Ausland. Wenn die Herren Miniſter ſich entſchließen könn⸗ 
ten, einmal incogsito ins Ausland zu gehen, würden fie ſehen, welchen Haß 
und welche Verachtung die Preßverordnung erregt habe. — Man habe der 
liberalen Preſſe den Vorwurf gemacht, daß ſie nicht die Courage gehabt, ihr 
Capital aufs Spiel zu ſetzen. Wir haben keine Preſſe, die ſubventionirt, die 
von der Partei gemacht wird; wir haben eine Preſſe, die von ſelbſt ent⸗ 
ſtanden iſt, die dem Bedürfniß des Volkes genügt. Bis jetzt wenigſtens habe 
den Mitarbeitern dieſer Preſſe noch Niemand den Vorwurf gemacht, daß 
fie etwa käuflich ſeien, daß man fie mit einer Rente von fo und ſo viel jährlich 
kaufen könne. (Beifall.) 
„Im Gegentheil weiſen wir mit Stolz darauf hin, daß unſere Preſſe 
Keane entitanden iſt und aus Patriotismus arbeitet“. (Widerſpruch zur 
echten.) Wenn Sie (zur Rechten gewendet) den Patriotismus anzweifeln, 
ſo ſollten Sie das nur in gewiſſen Kreiſen thun, nicht vor dem Volke, das 
Jie den Vorwurf des mangelnden Patriotismus immer zurückgeben wird. 
re Königstreue iſt, wie Stahl ſagte, eine feudale Treue; nur 
wie ein warmer belebender Hauch ſollte die wirken, aber Sie haben ſie wie 
einen kalten Eiſeshauch in das Verfaſſungsleben hineingetragen, daß daſſelbe 
daran krankt, vielleicht untergeht. — Der Staat ſoll nicht blos ſich erhalten, 
ſondern die Aufgabe erfüllen, zu der er berufen. Eine Regierung aber, die 
nur für Neuwahlen ſorgt und darüber jene Aufgabe und die Gefahren des 
Vaterlandes vergißt, die hat keine andere Aufgabe, als ihre Stelle niederzu⸗ 
legen. (Lebhafter Beifall!) F 
Minifter des Innern Graf Eulenburg: Der Vorredner habe die große 
Anzahl der Verwarnungen erwähnt, er wiſſe wohl, daß ſehr viele ergangen 
find, aber eben deshalb könne er auch nicht den Inhalt aller Verwarnungen ken; 
nen. Die große Anzahl der Verwarnungen aber bewirke eben, daß die Bei 
eine verwarnungsmäßige Haltung gehabt habe. (Heiterfeit.) Er wolle 
nicht darüber urtheilen, ob der Vorredner, wie er gethan, berechtigt geweſen 
ſei, den er Wagener zur Verſöhnlichteit zu ermahnen; er wolle nur 
thatſächlich bemerken, wenn der Vorredner meine, daß die Regierung den 
Rathſchlägen des Herrn Wagener folge, daß er Herrn Wagener vor vier 
Wochen zum erſtenmal in feinem Leben geſprochen habe. (Heiterkeit.) Was 
die von dem Vorredner gebrauchten Ausdrücke: die Beamten ſeien unfähig 
zur Ertheilung von Verwarnungen; das Verfahren des Polizeipräſidenten ſei 
ein kraſſes, betreffe, fo halte er dieſelben nicht für parlamentariſch uno wür⸗ 
den dieſelben einer Zeitung unfehlbar eine Verwarnung zugezogen haben. 
(Anhaltende Heiterkeit.) Was die Urtheile des Auslandes betreffe, auf die 
der Vorredner ſich berufen, ſo halte er bei innern, bei Verfaſſungskriſen, es 
überhaupt für bedenklich, auf ſolche ein allzugroßes Gewicht zu legen. Das 
nüchternſte Volk, die Engländer, hätten nicht einmal eine Idee über das, was 
bei uns 8 (Ruf: Sehr richtig!) Der gegenwärtige Verfaſſungscon⸗ 
flict müſſe als eine causa domestica betrachtet werden. (Bravo der Feudalen.) 
Abg. Graf Wartensleben: Er frage bei dem vorliegenden Geg 
ſtande nicht nach juriſtiſchen Schluſſen; die Frage ſei lediglich zu demeſſen na 
der Rückſicht auf das Wohl des Vaterlandes. Der Verfaſſungseid, den 
die Abgeordneten zu leiſten hätten, gelte dem Könige und der Verfaſſung. 
Wenn man dieſen Eid zergliedern wolle, dann müſſe der eine oder andere 
Theil, dem er gelte, nothwendig geſchädigt werden. Derjenige, der den Haupt⸗ 
ton auf das königliche Recht lege, werde naturgemäß dem Abſolutismus zus 
ſtreben. Derjenige, der mit juriſtiſcher Schärfe in allen Fragen die Verfaſ⸗ 
jung voranſtelle, werde nothwendig Vaterland und Königthum ſchädigen. Das 
wolle man aber doch nicht. Wenn man der Regierung den Erlaß der Ver⸗ 
ordnung als Verfaſſungsbruch anrechne, ſo nehme man ihr, aber auch faßt 
zukünftigen Regierung, eine Waffe aus der Hand in den Zeiten der Ge ahr. 
(Unruhe.) Im freieſten Lande der Welt, in England, könne der Redner 
3. B, ſich den Abdruck ſeiner im Parlament gehaltenen Rede verbitten; ja 
das Parlament könne eine Wiedergabe der Reden überhaupt bei Gefängnibs 
Bit verbieten. Bei uns könne Alles, was hier geſprochen werde, auch drau⸗ 
en nachgedruckt werden. Er wäre der Meinung, daß dies nicht geſchehen 
dürfte. (Heiterkeit) Er bedaure ſchon, daß man von auswärtigen deut⸗ 
chen Univerſitäten ſich Gutachten geholt habe; dazu hätten wir Richter und 
niverſitäten im Lande. j ; 8 
In der Sache ſelbſt ſei er der Meinung, daß die Verordnung mit Recht 
erlaſſen worden ſei. Nicht die Aufregung vor Erlaß derſelben babe ihm 
dieſe Ueberzeugung beigebracht, denn er fürchte ih nicht vor etwas Aufre⸗ 
gung, ſondern die Ruhe dieſer, eine Ruhe, die alle Staatsbürger in freu⸗ 
dige Erregung verſetzt babe. (Große Heiterkeit.) Die liberale Preſſe habe 
ſelbſt gar keinen Nachtheil von der Preßverordnung gehabt, denn nach der⸗ 
ſelben habe er ſelbſt mit Vergnügen darin geleſen, (Rufe, links: in der 
Kreuzzeitung!) da mit Vernunft vorgeir n gene Raiſonnements darin vorgetra⸗ 
gen worden ſeien. Ja, die Nachfolger des Miniſteriums ſelbſt hätten Grund, 
ſich darüber zu freuen. Wer würden denn die Nachfolger ſein? Nach dem 
deutſchen Privatrecht würden diejenigen Kinder für beerbungsfähig erklärt, 
die geſchrieen hälten. Nun, das ſei gewiß, daß gegenwärtige Miniſterium 
habe geſchrieen. We ſchallendes Gelächter von allen Seiten des 
Hauſes, in welches ſelbſt die Miniſter und Tribünen einſtimmen.) Das Mi⸗ 


niſterium habe alſo einen ſehr deutlichen Beweis feiner Lebensfähigkeit und | I 


Beerbungsfähigkeit gegeben. Nur ſolche Perſonen, die mit eben ſo feſtem 
Sinne, mit fo ruhiger Erwägung die Umſtände ohne leidenſchaftliche Erre⸗ 
ung zu beurtheilen im Stande ſeien, könnten div Nachfolger ſein. Er wün che 
indeß perſönlich, daß das Miniſterium noch lange am Leben bleiben möge. 
Er meine, es müſſe der Grundſatz gelten „salus respublicae summa lex 
esto“. Daß man ſich auf das Ausland berufen habe, damit dieſes über 
unſern innern Zwieſpalt urtheile, halte er kaum für minder ſchwer, als offe⸗ 
nen Landesverrath. Niemand dürfe einen Verfaſſungsparagraphen über die 
Verfaſſung ſtellen. Der Abg. Virchow habe jeinem Freunde Wagener vorge⸗ 
worfen, daß er ſich mit Laſſalle in Verbindung geſetzt habe. Laſſalle ſei ſo 
wenig ihr Verbündeter, wie er denſelben für den jeiner politiſchen Gegner 
halte. Derſelbe ſtehe als ihr gemeinſamer Feind vor den Thoren und hin⸗ 
ter ihm die rothe Republik. Wer könne dafür einſtehen, daß er den Zügel 
der Bewegung in der Hand behalten werde? Solchen Zuſtänden gegenüber 
wäre die Regierung eidbrüchig, hätte ſie nicht von den in ihre Hand geleg⸗ 
ten Befugniſſen Gebrauch gemacht; indem ſie dies gethan, habe ſie keinen 
Eingriff in die Rechte des Landes gethan, ſondern in einer heiligen Ge⸗ 
wiſſensſache für die Wohlfahrt des Landes gehandelt. (Bravo der Conſer⸗ 
vativen.) ; . 5 b 
Abg. v. e De Redner iſt auf der Journaliſtentribüne nicht 
im Zuſammenhange zu verſtehen.) 8 5 Pr 
112 Hahn (Hatbor): 2 die Gefahr hin, eine Verſündigung gegen 
die altbewährten Geſetze der Interpretation zu begehen, wolle er Nie e 
die Anträge der Referenten erklären. Der Referent babe ſich auf die Gut⸗ 
achten der drei juriſtiſchen Fakultäten bezogen, gegen deren Autorität ſchon 
Vieles geltend gemacht worden ſei. Der Redner ſucht zunächſt einen Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen dem Gutachten der heidelberger und kieler Fakultäten nachzu⸗ 
weiſen, und hebt demnächſt hervor, daß die drei Fakultäten außerhalb des 
preu iſchen Staates ſtänden und mit der Entwickelungsgeſchichte deſſelben 
wohl nicht ſo bekannt ſeien, wie es zur Abgabe eines ſolchen Gutachtens er⸗ 
forderlich ſei. Die Gutachten entbehrten ſomit der weſentlichſten Grundlage, 
der vollſtändigen Kenntniß der Sachlage, und fie könnten deshalb nicht als 
Autorität hingeſtellt werden. Er glaube, ohne dem Gutachten zu nahe zu 
treten, daß Diejenigen, welche dieſelben gefordert hätten, die Herren Reimer 
und Gneiſt, ſelber viel beſſere Gutachten gemacht hätten. Der Redner geht 


demnächſt zu der Frage über, ob der Erlaß der Verordnung gerechtfertigtff 


geweſen ſei und ob es nothwendig ſei, dieſelbe auch für die Zukunft auf: 
recht zu erhalten. Die Staatsregierung habe mit vollem Rechte einen außer⸗ 


ordentlichen Nothſtand behauptet. Er wolle eine Auswahl von Zeitungs⸗ 
artikeln mittheilen, welche das Vorhandenſein des Nothſtandes darlegten. 
Der Redner verlieſt Artikel aus der „Kölniſchen“, „Rheiniſchen“, „Magde⸗ 
burger“, „Berliner Börſen⸗“, der „Volkszeitung“ u. ſ. w. und wird oft 
durch den Ruf: „Sehr richtig!“ oder durch die Heiterkeit des Hauſes unter⸗ 
brochen. Auch ertönt links der immer ſtärker werdende Ruf nach Schluß. 

Abg. Hahn: Die Herren wollen mir die Vorleſung der nur noch weni⸗ 
gen Artikel zur Motivirung des Nothſtandes nicht geſtatten. Es ſind Ihrer⸗ 
ſeits eine Menge Schriftſtücke verleſen, ohne daß von unſerer Seite etwas 
dagegen eingewendet worden wäre (hört! hört!). — Eine Stimme links: 
Leſen. — Präſident: Das Haus wird die Vorleſung der wenigen Ar⸗ 
tikel wohl noch anhören. — Abg. Hahn lieſt demnächſt weiter und fährt 
dann fort, daß der Inhalt dieſer Artikel davon Zeugniß gebe, daß die Hal⸗ 
tung der Zeitungen die Autorität der öffentlichen Behörden untergrabe. 
Hierdurch halte er auch die Dringlichkeit der Verordnung für nachgewieſen. 
Der Redner verſucht dann nachzuweiſen, daß die Verordnung nicht verfaſ⸗ 
ſungswidrig ſei, daß ſie hoͤchſt ſegensreich gewirkt habe, da einzelne Zeitun⸗ 
gen (Breslauer Ztg., Poſener Ztg.) einen weit ruhigeren Ton angenommen 
hätten. Redner warnt das Haus vor dem Mißgriffe, den es durch An⸗ 
nahme des zweiten Antrages des Referenten begehe; es gebe damit keine 
authentiſche Deklaration der Verfaſſungsurkunde, ſondern ſpreche nur der 
einſeitigen Aalen der Regierung und des Herrenhauſes gegenüber ſeine 
einſeitige Auffaſſung aus. Es konne dem Miniſterium für die Zu⸗ 
kunft doch nicht die Hände binden (Bravo der Conſervativen, Ziſchen links; 
ein ſchnarrendes „Bravo“ der Conſervativen erregt große Heiterkeit). — 
Während dieſer Rede hat der Miniſterpräſident v. Bismarck am Miniſter⸗ 
tiſche Platz genommen, auch die Herren Miniſter v. Mühler und v. Selchow 
ſind im Laufe der Sitzung erſchienen. 

Auf einen Antrag der Abgg. André und Bresgen wird die Debatte 
geſchloſſen. Abg. von Ammon verwahrt ſich in einer perfönlihen Bemer⸗ 
tung gegen die Deutung, welche Abg. Wagener aus ſeinen Aeußerungen alsBericht⸗ 
erſtatter der erſten Kammer im Jahre 1850 gezogen; er habe damals geſagt, 
daß die Cenſur für immer abgeſchaft fei, alle übrigen Verhältniſſe der Preſſe 
aber durch das Geſetz zu regeln ſeien; es komme darauf an, was man unter 
einem „Geſetze“ verſtehe, und in dieſer Beziehung weiche er von Herrn Wa⸗ 
gener eben ſo ſehr ab wie in allem Andern; er hoffe, daß nur in den we⸗ 
nigſten Beziehungen zwiſchen ihm und jenem Abgeordneten ein Einverſtänd⸗ 
TE der Anſichten ſtattfinde. (Bravo.) Der Abg. Reichenſperger erklärt, 
daß er, da er nicht zum Worte gekommen ſei, nur gegen den Antrag sub 2 
habe ſprechen wollen. 5 

Der Präſident proponirt n auf eine halbe Stunde, um — 
es iſt im Saale inzwiſchen ſchon ziemlich dunkel geworden — das Haus beleuchten zu 
laſſen; Correferent Gneiſt, der den Schlußbericht übernommen, erklärt, daß 
er höchſtens eine halbe Stunde ſprechen werde, und ſteht darauf der Präſi⸗ 
ſident von feinem Vorſchlage ab. — Während die Huiſſiers mit den Lampen 
eintreten und die Tribünen in die Schatten der Nacht verſinken, erhält das Wort: 

Abg. Gneiſt (Corref.): Die Referenten dürfen, ſich auf die drei Gutachten 
deutſcher Rechtsfacultäten ſtützen, denn die Frage iſt eine Frage nach dem 
Recht deutſcher Landesherren, eine Frage deutſcher Verfaſſungen überhaupt. 
Die Ausſteller der Gutachten begreifen deutſche Staatsrechtslehrer erſten Ran⸗ 
ges in ſich. Wenn die königl. Staatsregierung gegen das heidelberger Gut⸗ 
achten bemerkt, daß darin nichts Neues enthalten ein ſollte, ſo iſt das ein 
Anerkenntniß, für das ich danke. (Sehr gut!) Es iſt das höchſte, das dem 
Rechtsgutachten, das dem rechtſchaffenen Manne unbefangenen Verſtandes der 
anerkannt erſten juriſtiſchen Autoritäten Deutſchlands gezollt werden kann. 
Die Grundſätze verfaſſungsmäßiger Regierung find glüdlichertveife nicht neu 
(lebhafte Zuſtimmung); auch ich würde mich glücklich ſchätzen, für mich und 
noch mehr für die Lage meines Vaterlandes, wenn auch ich kein Wort zu 
ſagen hätte, welches neu wäre für das Wiſſen und Gewiſſen der Herren Mi⸗ 
niſter. (Beifall.) Die Wahrheit, m. H., in rechtlichen Dingen iſt ſo ſchlicht, 
daß man nicht bitten und nicht heftig zu werden braucht, ſondern dem popu⸗ 
lären, dem rechtlich fühlenden Sinn der deutſchen Nation kann, Gott ſei 
Dank, der deutſche Juriſt ganz ſchlicht entgegentreten. Die geſetzgebende 
Gewalt, ſowie ſie früher vom König durch ſeinen Kanzler, Geheimen Rath, 
und ſpäter durch die Minifter geübt wurde, wird jetzt vom König geübt durch 
die beiden Häufer des Landtages. 

Es giebt aber nur eine geſetzgebende Gewalt, und kann im heutigen 
Staat nur eine geben. Es folgt daraus, daß Verordnungen, welche der 
König jetzt durch ſeine Miniſter erläßt, der Geſetzgebung untergeordnet ſind: 
ſie find nur zur Ausführung der Geſetze beſtimmt, wie dies der Art. 45 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde ausſpricht. Verordnungen können alſo nichts 
den Geſetzen Widerſprechendes enthalten; denn der König würde ſich 
ſonſt ſelbſt widerſprechen. ga gut.) Ein Geſetzgeber, der heute vr 
ſeinen Landtag einen Grundſatz ausſpräche, und morgen durch ſeine Miniſter 
den entgegengeſetzten Grundſatz, würde ſelbſt das Anſehn und die Würde der 
hoͤchſten Gewalt tiefer untergraben, als alle ſogenannten Feinde des König: 
thums. (Bravo.) Es giebt auch keinen Grundſag, welcher wohlthätiger und 
ſichernder für den Beſtand der Monarchie ſelbſt wirkte, als jene ausſchließ⸗ 
liche Geltung der verfaſſungsmäßigen Geſetze. Unſere gefammte Geſetzgebung, 
wie ſie als das Erbtheil von Menſchenaltern auf uns gekommen, iſt dur 
die Verſaſſung feierlich garantirt und beſtätigt. Hält die zeitige Regierung 
Aenderungen der Grundinſtitutionen des Landes für zweckmäßig, beanſprucht 
fie neue, den überkommenen Staatshaushalts⸗Etat überſchreitende Ausgaben, 
ſo iſt es ihre Sache, die Häuſer des Landtags durch überzeugende Gründe 
zur Annahme der Aenderung zu beftimmen, und jede Regierung hat dazu 
die Mittel der Ueberzeugung und des Einfluſſes in höherem Maße, als irgend 
eine Partei, irgend eine Klaſſe, irgend ein Einfluß im Lande. Iſt dieſe 55 
3 nicht zu erlangen, ſo bleibt es bei den beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen, bei dem hergebrachten Finanzzuſtand und bei dem her⸗ 
d Sen Staatshaushalt. (Bravo.) Dieſen Zuſtand des Verblei⸗ 
ens nennt man im übrigen Europa „verfaſſungsmäßige Regierung“, 
in Preußen heißt dieſer Zuſtand: „Nothſtand“. „ei, 

In dieſem Nothſtande, der unwillkürlich der Mittelpunkt der heutigen De: 
batte geworden, in dieſen zwei Silben iſt die ganze angebliche unlösbare Si⸗ 
tuation einer preuß. Regierung zuſammengefaßt; und doch iſt die Pflicht des 
Königs, verfaſſungsmäßig zu regieren, in Preußen leichter, als irgend anderswo 
(Beifall), ſie bedeutet, ſich mit einem relativ guten Zuſtand zu Ve und 
dem gegenüber für den Augenblick einen Einzelwillen zurückzuſtellen Bravo). 
Abweichend davon läßt die Verfaſſungsurkunde einen gan! anomalen Aus⸗ 
weg offen, der darin befteht: in einem genau begrenzten Falle dürfen Ver⸗ 
ordnungen, welche nur zur Ausführung der Geſetze beſtimmt find, einmal in 
Widerſpruch treten mit den Geſetzen bis zum Zuſammentritt der Kammern. 
Alle Lerfaſſungen haben eine ſolche Ausweichung vom Geſezesboden mit gro: 
ßem Mißtrauen behandelt; die reifſten Verfaſſungen geſtatten ſie gar nicht. 
n dem Art. 63 unſerer Verfaſſung iſt dieſer Zuſtand eines Widerſpruchs 
zwiſchen Verordnung und Geſetz an vier Bedingungen geknüpft, von welchen 
meiner Ueberzeugung nach keine einzige erfüllt iſt. 

Die erſte Bedingung lautet: „Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung 
der offentlichen Stcherheit oder die Beſeitigung eines ungewöhnlichen Nothſtan⸗ 
des es dringend erfordert.“ Am 1. Juni d. J. war aber die öffentliche Sicher⸗ 
heit in keiner Weiſe gefährdet, von Tumulten, Zufammenrottungen, Ungehor⸗ 
ſam gegen die Obrigkeit, Gefährdung des öffentlichen Friedens war wohl in 
keinem großen Lande weniger zu finden, als in Preußen. (Sehr wahr!) Das 
Wort „Nothſtand“ hat ſeit länger als einem Menſchenalter die ſcharf ausge, 
prägte rechtliche Bedeutung des Sprüchworts: „Noth kennt kein Gebot.“ Cs 
iſt der Zuſtand der von Außen herkommenden Naturgewalt, der Hungersnoth, 
der Waſſersnoth u. f. w., im Gegenfaß einer etwa durch verbrecheriſche Hand ⸗ 
lungen motivirten Noth. Die Wahrheit iſt, daß am 1. Juni das preußische 
Staatsminiſterium ſich in ſchweren Verlegenheiten befand mit den von ihm 
begonnenen Maßregeln. Allein eine Verlegenheit der zeitigen Miniſter iſt über⸗ 
haupt kein Nothſtand, am wenigſten ein Notbftand für Volk und Land. Ich 
finde nur eine Art der Deutung: Die Miniſter bedürfen der Zuſtimmung der 
gewählten Abgeordneten. Die Abgeordneten und ihre Wähler aber waren ab 
ſolut nicht zu bewegen, dieſe Zuſtimmung freiwillig zu geben — alſo war ein 
Zuſtand da, in welchem Gewalt vor Recht geht, ein Nothſtand. 

Ich will dieſe Wendung nicht widerlegen; denn ſie enthält etwas rechtlich 
und moraliſch Unmögliches, welches man einer deutſchen Regierung nicht 
imputiren darf. 

Das zweite Erforderniß einer Nothverordnun 185 „daß die Kammern 
nicht verſammelt find.” Dies war dem Buchſtaben nach erfüllt, dem 
Sinne nach nicht erfüllt. Der Nothſtand dauerte bereits ſeit vielen Mona⸗ 
ten. Das Gutachten der Juriſten⸗Fakultät zu Kiel charakteriſirt dies Ver⸗ 
1 83 mit dem juriſtiſchen Ausdruck in fraudem legis. Eine geſetzge⸗ 
ende Verſammlung kann eine ſolche Umgehung nimmermehr gutheißen. 

Das dritte A iſt die Uebernahme der rechtlichen Verant“ 
wortlichkeit dafür durch alle Staatsminifter ſammt und ſonders. Gerade 
in der Zeit aber, wo es darauf ankam, Ernſt zu machen mit dieſer Verant⸗ 
wortlichkeit, hat das Miniſterium feine Mitwirkung zu dem Ausführungsge⸗ 
ſetz nachdrücklich verſagt. Ich meine, das gerechte Mißtrauen, welches j * 
politiſche Verſammlung gegen Nothverordnungen haben muß, wird verdrel 
acht, wenn unmittelbar vorher die Miniſter N weigern, ihre verfaſſungs⸗ 
mann Verantwortlichkeit wirklich zu übernehmen. (Bravo!) 

e dieſe Gründe werden aber endlich noch überwogen durch den vierten 


Nothverordnungen follen niemals der „Verfaſſung zuwiderlaufen.“ 
N 5 ne ” . 
Sie dürfen in Miberfprud treten mit Geſetzen zweiten de best nicht aber 
mit Geſetzen erſten 9 welche zuſammen eſaßt, unſere beſchworene Ver⸗ 
feflung bilden. Die Geſetze des öffentlichen Rechts unterſcheiden ſich in den 

ndern, welche ſolche a ee Surkunden haben, von anderen nur dadurch, 
daß bei uns die oberſten rundſaze des öffentlichen Rechts ſchon durch die 

orm bezeichnet und ausgezeichnet ſind, während es dort der Praxis der 

erichte berlaſſen iſt, aus der Bang diejenigen Grundſäße her⸗ 
vorzuheben, die als oberſte leitende Grund ſätze ien Uebrigens 
it das Verhältniß daſſelbe: jede Staatsverfaſſung hat neben den weſent⸗ 
lichen „rundſätzen, Geſetze zweiten und dritten Ranges, die für Auslegung 
an Anwendung einen Schritt zurücktreten. Es gehört aber zu den unbe: 
ſtrittenen Grundſätzen unſers öffentlichen Rechts, daß jede Ber chränkung 
der Preßfreiheit nur im Wege der Geſetzgebung eingeführt 
werden darf. (Art. 27.) 

Ich kann dabei nur wiederholen, was das Gutachten der göttinger no 
ſten⸗Facultät ſagt: die Annahme, daß unter dieſem Wege der Geſetzgebung 
. 10 Nothverordnungen gegen das Geſetz einbegriffen ſeien, iſt ganz unver⸗ 

ennbar mit dem Wortſinn der einſchlagenden Verfaſſungsbeſtimmungen, un: 

vereinbar mit dem Grundprinzip der conſtitutionellen Verfaſſung überhaupt 
und dem Geiſte der preußiſchen Verfaſſung insbeſondere; unvereinbar endlich 
im vorliegenden Falle mit der von der Verfaſſung bezwecken und im Art. 27 
ausgeſprochenen Garantie der Preßfreiheit.“ In allen Stellen, in welchen 
die preußiſche Verfaſſung von einem künftig 95 erlaſſenden beſonderen „Ge⸗ 
es“ ſpricht, hat fie das Regulativrecht der a! unbedingt ausge⸗ 
ſchloſſen, wie dies das göttinger Gutachten aus 30 Artikeln unſerer Verfaſ⸗ 
ung überzeugend zuſammenſtellt. Ebenſo das heidelberger Gutachten. Das 
kieler Gutachten hat dieſe Frage nur aus dem Grunde unerörtert genen; 
weil es einen noch höher ſtehenden Grundſatz der Verfaſſung als verletzt an⸗ 
55 iR alſo find die Widerſprüche, von denen die Herren drüben ſprachen. 
ehr gu 

Ich weiß nicht, ob der Herr Abg. für Neuſtettin jemals vor dem Ober⸗ 
Tribunal plaidirt hat, wenn er aber, wie ich, bei Hunderten zu Tauſenden 
von Urtheilen dieſes Gerichtshofes mitgeſtimmt hätte, würde er wiſſen, daß 
das, was er Unwiſſenheit der Referendarien nennt, der regelmäßige Her⸗ 
gang der Berathungen des höchſten Gerichtshofes in Preußen iſt (ſehr rich⸗ 
tig, Beifall). Sie opfern Ihren Argumenten das Herrenhaus, Sie opfern 
damit das Abgeordnetenhaus, die Grundgeſetze unſeres Landes, einſchließ⸗ 
lich der höchſten königl. Rechte (lebhaftes Bravo). Laſſen Sie über dieſe 
Fragen Gerichtshöfe entſcheiden, und Sie werden Antworten haben, vor 
denen wir alle ſchweigen. Dieſe Art von Interpretation überlaſſe man Ad⸗ 
miniſtrativbehörden, aber erwarte ſie nicht von einem Manne, der in ſeiner 
Bruſt die tiefe Ueberzeugung von der Würde, der Größe und dem dauern⸗ 
den Rechtszuſtande unſeres Landes trägt (lebhafter Beifall). g 

Ich gehe aber noch weiter: ich bin auch der Anſicht, daß die Verord⸗ 
nung vom 1. Juni aktuell und virtuell die Wiedereinführung der 
Cen ſur iſt. Die weſentlichſten Merkmale derſelben find: 

1. Eine sing der Grgeugnifie der ale nicht durch richterliche, ſon⸗ 
dern durch Verwaltungsbeamte; nicht nach den geſetzlichen Merkmalen 
einer ſtrafbaren Handlung, ſondern nach den unbeſtimmten Merkmalen einer 
Gefährlichkeit für Staat, öffentliches Wohl und Sittlichkeit, nach dem Stand⸗ 
punkt einer zeitigen Staatsverwaltung. 5 ö : 

2, Eine Unterdrückung der nach dieſen Merkmalen nicht probehaltigen 
Preßartikeln, nicht durch Gerichtsſpruch, ſondern durch Verwaltungsbehörden. 
hi 3. Ein präventives Verfahren, welches überhaupt die Veröffentlichung 

indert. 

Alle drei Merkmale treffen zu jr die Verordnung vom 1. Juni mit 
einer Abweichung. Während nämlich die gewöhnliche Cenſur die einzel⸗ 
nen vorliegenden Preßerzeugniſſe prüft, verwirft und ihre Veröffentlichung 
hindert, prüft dies dem bekannten Muſter der Avertiſſements entlehnte Ver⸗ 
fahren die Geſammthaltung eines periodiſchen Blattes, verwirſt ſie im 
Ganzen, und unterdrückt das ganze Unternehmen en die Zukunft. Die 
darin liegende Abweichung iſt aber nur eine Verſchärfung der Cenſur. Die 
dabei eingeführten Formen ſind der Art, daß bei einem entſchiedenen Willen 

innen zweimal 24 Stunden die Vorbedingungen der Unterdrückung eines 
Blattes zu erfüllen find. Auch die Einſchiebung der Regierungscollegia iſt 
nur eine Aer denn in § 5 der Verordnung haben ſich die Staatsminiſter 
ſelbſt die Unterd der ihnen mißliebigen Blätter vorbehalten. Man 
kann am kürzeſten die Avertiſſements einem Cenſurſpſtem vergleichen, welches 
von jedem Buch die zwei erſten Bogen cenſurfrei läßt, alle folgenden aber 
der Cenſur und Unterdrückung Preis giebt. 


Die deutſche Bundesgeſetzgebung gab ſogar 20 Bogen cenfurfrei; den: 
noch hat ſie ſelbſt den 3 einer Ein Abkung des Cenſurſyſtems nie 
verleugnet. Auch darin ſtimmen die Gutachten überein. Am kürzeſten wird 
man mit dem kieler Gutachten ſagen: daß die Verordnung für Zei⸗ 
tungen und Zeitſchriften die Preßfreiheit aufgehoben und die 
Lenfür eingefabrt hat. (Heiterkeit) So iſt es in der That. Die preu⸗ 
ßiſchen Zeitungen beſtehen nur noch durch die Erlaubniß des Miniſteriums. 
(Heiterkeit) So weit die Verordnung reicht, beiteht das Recht, durch Wort 
und Schrift ſeine Meinung frei zu äußern, durch Erlaubniß des Herrn Mi⸗ 
niſters. (Heiterkeit) Die Verordnung verſtößt demgemäß gegen ein höchſtes 
abſolutes Verbotsgeſetz, und iſt deshalb unperbindlic überhaupt. Das Haus 
der Abg. darf bei gehöriger Würdigung dieſes Umſtandes feine Genehmi- 

ung dazu nicht ertheilen. Selbſt ein formeller Geſetzentwurf dieſes Inhalts 
hate nicht vorgelegt und angenommen werden dürfen, ohne zuvor den 
ich 27 der Verfaſſung ausdrücklich aufzuheben oder abzuändern. (Sehr 
richtig!) f 

ch komme zur politiſchen Seite der Frage. Es handelt ſich bei der 
Preßverordnung 155 die exorbitanteſte Hrn 8⸗Maßregel ſeit Einführung 
der Verfaſſung vom 31. Januar 1850. Wenn der Art. 63 dabei die kgl. Staats⸗ 
Regierung an eine Reihe der allerbeſtimmteſten Rechtsſchranken bindet, ſo er⸗ 
ſcheint es wohl als die erſte Pflicht, ſich darüber auszuweiſen. Zu dieſer Recht: 
fertigung iſt aber nicht einmal ein Verſuch gemacht, ſondern die beigefügte 
Denkſchrift dreht ſich ausſchließlich um eine Anklage gegen die Tendenzen der 
Preſſe, gegen angeblich“ gefälſchte und gehäſſige Darſtellung und Auslegung 
der Regierungshandlungen.“ Von den geſetzlichen Erforderniſſen des 
Art. 63 iſt mit keiner Silbe weiter die Rede als durch Erwähnung eines 
„ſchweren Nothſtandes,“ der darin beſtehen ſoll, daß die Regierung durch eine 
Gereiztheit der Stimmung die Wege zu einer Verſtändigung nicht habe finden 

Önnen. Auch in dem Bericht, mit welchem der Entwurf dem König über: 
reicht iſt, wird die Gefeg: und Verfaſſungsmäßigkeit mit keinem Worte be: 
gründet, außer mit der Verſicherung, die Miniſter ſeien überzeugt von der 
Verfaſſungsmäßigkeit der Verordnung. Wir haben heute von dem Herrn 
Miniſter des Innern gehört, daß eine Weberlegung von 2mal 24 Stun: 
den genügt hat, um die Miniſter ſchlüſſig zu machen über eine Maßregel, 
deren ſchwere Bedenken doch ihnen als Staatsmännern nicht fremd ſein konn⸗ 
ten, eine Maßregel, von der ſie wußten, daß ſie einem der abſoluten Verbots⸗ 
geſetze der Verfaſſung mindeſtens ſehr nahe gehe, daß fie eines der höchſten 
Güter der deutſchen Nation, die geiſtige Freiheit in der Preſſe, geläbrde, (Beifall.) 
In zweimal 24 Stunden ſich über eine 11 75 ſchlüſſig zu machen, 
an der alle die ominöfeften Erinnerungen des Unglücks der Bourbonenfamilie 
hangen (ſtürmiſches Bravo), das, m. H., iſt wahrlich nicht die Weiſe, in der 
das preußiſche Volk erwartet und geglaubt hat, die Staatsverhältniſſe hier 
geleitet zu ſehen. (Bravo.) Das iſt alſo die Garantie, die uns die beſchwo⸗ 
rene ng bietet, Eine Verſicherung auf das Wort eines Mannes, 
auf Parole! (Lebhaftes Bravo.) Iſt ſolch ein getan in einem europaiſchen 
Lande zu finden? Wird irgend ein Land durch ſolche Art von Cabinetsbe⸗ 
rathungen regiert? Kann dabei der Rechtsſinn des Volkes beſtehen? 
Sie (zur Miniſterbank gewendet) dem Lande voran, indem Sie dem Rechte 
Ber Ihre Achtung bezeugen und ihm nicht Meinungen ſubſtituiren, zu 
enen Sie weder durch Ihren Beruf, noch durch Ihre Vergangenheit berufen 
find! (Lebbaftes Brabo.) Und Hagen Sie nicht die Preſſe an, daß fie die 
Grundlage des Staats, der Religion und der Sitte untergrabe! (Stürmi⸗ 


ke Brabo.) Zehn Jahre habe ich nach Kräften vor dem Verderben einer | b 


olchen Regierung gewarnt; hören Sie es von der Tribüne aus, es iſt un: 
möglich, ein Land zu regieren in dieſen Formen. (Beifall.) 
Die Gerichte und das Preßgeſetz ſollen nicht mehr ausreichen, während 
doch das Miniſterium Manteuffel⸗Weſtphalen⸗Lindenberg-Peters damit aus- 
ereicht hat. Die Gründe dafür ſind dieſelben wie für die de der 
enſur. Es iſt aber ein ſchwerer Irrthum, wenn die ee der Preſſe 


Untergrabung aller Grundlagen eines geordneten Staatslebens, der 9 


und der Sittlichkeit vorwirft. Dieſer Vorwurf würde nur die Nation treffen, 
denn die Preſſe beſteht nur durch Solche, die ihre Sinnesweiſe in dem Ge— 
druckten wiederfinden. Mit Staat, Sitte und Religion ſteht es in Deutſch⸗ 
land fo, daß es einer Wiederherſtellung derſelben durch ein Miniſterium Bis- 
marck-Eulenburg nicht bedarf. (Lebh. Beifall.) Noch irriger aber iſt die 
Selbſttäuſchung der Herren Miniſter, daß ihre Verordnung den verwerflichen 
Ausſchreitungen einer zügelloſen Preſſe Einhalt gethan habe. Alle Ban 
ſetze, deren Handhabung einfeitig durch die Staatsanwaltſchaft oder Verwal⸗ 
tungs⸗Beamte von den zeitigen Miniſtern abhängig gemacht wird, hat nur 
die Folge, daß die Oppoſitionspreſſe zu einer tugendhaften unfreiwilligen 

Mäßigung genöthigt, die der Regierung affilürte Preſſe um fo ſchrankenloſer 


Gehen d 
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wird. Die böswillige Entſtellung der Wahrheit, die Aufforderung zur Ge— 
walt, zum Verfaſſungsbruch, dauert auch nach der Preßverordnung fort. 

Sie beſchränkt ſich aber auf die Preſſe, welche unter den 26 Regierungs⸗ 
Präſidenten noch keinen Verwarner gefunden hat, die Preſſe, die im Lager 
der Regierung ſein verſichert. Mit dieſer Preſſe fängt das preußiſche 
Volk an ſeine Regierung zu identificiren. In dem Ton, in der Geſinnung, 
in der Sittlichkeit dieſer Preſſe ſieht das preußiſche Volk den eigentlichen 
Geiſt der neuen Aera, der ſich jetzt kund thut. Die Regierung irrt ſich, wenn 
ſie glaubt, dieſer gefährlichſten aller Wirkungen dadurch zu entgehen, daß von 
Zeit zu Zeit die überzudringlichen Freunde officibs desavouirt werden. Das 
Publikum hat niemals ein Verſtändniß für die verſchämte Abwehr: es be⸗ 
urtheilt eine Regierung nach ihrer Handlung, die preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten nach ihren Verwarnungen (Beifall). Daraus entſtehen Gefah⸗ 
ren für Staat, Sittlichkeit und Königthum. Dieſe Gefahren werden aber 
nimmer mehr dadurch beſeitigt, daß die Verordnung fortdauert, ſondern 
ſie werden nur dadurch gemindert, daß die Verordnung aufhört. (Anhal⸗ 
tender Beifall). ; 

Es erfolgt zunächſt namentliche Abſtimmung über den Antrag 1. 
der Referenten. Das Reſultat der Abſtimmung iſt die Annahme deſſelben 
mit 278 gegen 39 Stimmen. Antrag II. Nr. 1 und 2 werden mit großer 
Majorität durch Aufſtehen und Sitzenbleiben angenommen. Ueber Antrag II. 
Nr. 3 (Verfaſſungswidrigkeit der Verordnung) wird wiederum namentlich 
abgeſtimmt. . + j f 

Das Nefultat der Abſtimmung ift die Annahme auch dieſes Antrages mit 
269 gegen 46 Stimmen. € 5 1 

Bei der erſten Abſtimmung ſtimmten nur die Conſervativen mit nein, 
bei der letzten Abſtimmung auch einige Katholiken, wie Frohning, Reichenſper⸗ 
ger, Dr. Schulz (Borken) u. Au. 

Der Antrag des Referenten iſt in allen ſeinen Punkten angenommen 
und wird der Präſident von dieſem Beſchluſſe ſofort dem Staatsminiſter wie 
dem Herrenhauſe Mittheilung machen. Die von dem Referenten erwähn⸗ 
se Petitionen erachtet das Haus durch feinen eben gefaßten Beſchluß für 
erledigt. 

Nächſte Sitzung: Montag 12 Uhr. Tagesordnung: Wahlprüfungen, 

Schluß der Sitzung 5% Uhr. 

4. Sitzung des Herrenhauſes (19. November). 

Präjident Graf Stolberg eröffnet die Sitzung gegen 12%, Uhr. Haus 
und Tribünen ſind ſpärlich beſetzt; von den liberalen Mitgliedern des Hau⸗ 


ſes find etwa ſechs anweſend. — Am Miniſtertiſch v. Bismarck. Vom] 


Finanzminiſter iſt die Mittheilung eingegangen, daß derſelbe die Budgetent⸗ 
würfe für 1863 u. 1864 im Abgeordnetenhauſe eingebracht habe; er über⸗ 
reiche die nöthige Anzahl der gedruckten Entwürfe. Die geſtern vorgenom⸗ 
menen Schriftführerwahlen haben die Wahl der Herren v. Carmer, von der 
Marwitz und v. Carſtedt ergeben. — Herr Brüggemann bemerkt in Be⸗ 
zug auf die geſtrige Verhandlung, daß er in der Commiſſion für die Preß⸗ 
vorlagen für den erſten Antrag, aber, und gs als einziger Diſſentirender, 
gegen den zweiten Antrag geſtimmt habe. Er habe geglaubt, daß der Vor⸗ 
ſitzende dies im Bericht bemerken würde. 1 

Das Haus tritt in die Tagesordnung, deren einziger Gegenſtand der 
Adreß entwurf iſt. 1 5 

Referent v. Meding: Der Entwurf ſei bisher von keiner Seite bemän⸗ 
gelt, er könne ſich deshalb ſeiner Vertheidigung enthalten. Er bemerke nur, 
daß nach Abfaſſung des Entwurfs eine Aenderung in der holſteiniſchen 
Fete durch den Tod des Königs von Dänemark eingetreten ſei. Der in 

etreff derſelben in die Adreſſe aufgenommene Paſſus ſei aber ſo weit ge⸗ 
faßt, daß er auch jetzt noch am Platze ſei. In der Hinſicht auf das Dunkel, 
das in dieſer Frage noch herrſche, bitte er fich von der Debatte der holſteini⸗ 
ſchen Frage fern zu halten. 

Antragſteller v. Plötz: Die Zeit ſei reich an Phraſen, arm an Thaten. 
Jetzt ſei man, nachdem man lange nicht gewußt, wohin das Staatsſchiff ge⸗ 
rathen ſolle, wieder in eine Aera der Thaten eingetreten, die eine wahre neue 
Aera ſei. Sie entſpreche unſerer preußiſchen Geſchichte, und er möchte wohl 
9 was der große Friedrich mit ſeinem Krückſtock zu der neulichen Auf⸗ 
ruhrrede im Coloſſeum (Joh. Jacoby), geſagt haben würde. Aber Preußen 
werde nicht untergehen an den Interpretationsregeln von Profeſſoren und 
Kreisrichtern. Er erinnere daran, daß das Kunſtwerk auf dem Dönhofsplatze 
nicht Feuer und Flammen, ſondern nur unſchuldiges Spreewaſſer ſpeie, daß 
auf ſeinen Tatzen die Kinder herumſpielen, daß es weniger einem 
Löwen als einer Katze gleiche. In der Staatsleitung ſei die Milde und 
Schwäche zu unterſcheiden und fee darauf zu achten, daß die Milde 
nicht in Schwäche ausarte. Dieſelbe komme nur den ſchlechten Bürgern 
zu gute und ſchade den guten. Er vertheidige nicht den Abſolutismus und 
die Dictatur, dieſe ſei nur das letzte, jo Gott will, fernbleibende Mittel. Aber 
er könne auch nicht dem gebt gepflegten, dem Königthum von Gottes Gnaden 
eindlichen, Conſtitutionalismus das Wort reden. Das gegenwärtige Streben 
ühre nur dazu, jenes ſorgfältig gehegte Schooßkind zu ertödten. (Bravo.) 

Graf Bninsti (Pole) proteſtirt gegen den Satz der Adreſſe: „Das von 
Ew. Majeſtät angeordnete rechtzeitige und kräftige Einſchreiten gegen die Ver⸗ 
breitung der aufſtändiſchen Bewegungen im Königreich Polen auf das dieſſei⸗ 
tige Landesgebiet, iſt mit vollem Erfolge gekrönt worden.“ Er beſtreitet, daß 
der Aufſtand ſich irgendwie auf Preußen beziehe und ſucht durch einen Auf⸗ 
ruf der Nationalregierung nachzuweiſen, daß der Aufſtand in Polen ſich ledig⸗ 
lich auf die Befreiung von der ruſſiſchen Herrſchaft beziehe. Die Zuzüge aus 
der Provinz Poſen hätten ſich lediglich auf freundnachbarliche Hilfe, den 
Stammesbrüdern geleiſtet, beſchränkt. Er hält es für außergewöhnlich und 
nicht für berechtigt, das das Herrenhaus im 2. Satz des Polen betreffenden 
Paſſus, beſonders im Namen der Landestheile, denen die Segnungen des 
Friedens erhalten find, den lebhafteſten Dank ausſpreche, da es ſonſt gewöhn⸗ 
ich nur im Namen des ganzen Landes ſpreche und beſondere Organe vor: 
handen ſeien, um der Stimme eines einzelnen Landestheils einen eigenen Aus⸗ 
druck zu geben. Er müſſe auch nach der jo ſtarken Belaftung des Budgets, 
nach der Aufbietung der militäriſchen Kräfte annehmen, daß noch andere 
Gründe, als die bloße Fernhaltung des Aufruhrs von den Grenzen obgewal⸗ 
tet haben. Wenn im letzten Satze die polniſche Politik der Regierung eine 
feſte genannt werde, ſo wolle er das als Gegenſatz zu der zweideutigen Po⸗ 
litik anderer Staaten auffaſſen; es gebe aber auch eine andere, eine hochher⸗ 
zige Politik, welche Polens hiſtoriſches Recht achte. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Der Vorredner ſei der Meinung, daß 
der gegenwärtige Aufſtand in Ruſſiſch⸗Polen nur gegen Rußland, nicht ge⸗ 
gen Oeſterreich oder Preußen a ſei. Er möge das ernſtlich glauben, 
die Regierung indeß müſſe ſich an Thatſachen halten. Es ſei nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß Zuzüge von Tauſenden von Jünglingen, die in Elend und 
Tod 1 ſeien, nur deshalb unternommen worden, um eine nachbarliche 
Gefälligkeit auszuüben. So große Opfer ſeien ſicher nur gebracht im eige⸗ 
nen Intereſſe, um die für Rußland erſtrebten Segnungen auch über umjer 
Land zu verhängen. Wenn bis jetzt noch nicht der Aufstand ſich in unſer 
Land verpflanzt hätte, ſo läge dies wohl weniger an dem guten Willen, wie 
der Vorredner meine, als an der Truppenmacht der Regierung. Es ſeien 
überdies bereits in den Händen des Gerichts Beweiſe davon, die indeß im 
Aepenmärtigen Stadium der Unterſuchung nicht vorgelegt werden könnten. 
A 15 5 0 des Landtags, die in Unterſuchung wären, befänden ſich im 

uslande. 


Wenn aber auch der Vorredner Recht hätte, wenn unſere Provinzen nicht 
in die Aufſtände g e en würden, jo wäre doch die Regierung gends 
thigt, und zwar aus politiſchen, ſocialen und ſittlichen Beweggründen, daß 
die Bewegung in Polen nicht zum Siege gelange, da ein elbſtſtandiges 
Polen an der Grenze Preußens immer eine Gefahr für die Monarchie ſein, 
ie Armee zum großen Theile abſorbiren würde. Die Regierung dürfe aber 
auch nicht dulden, daß eine Bewegung ans Ruder gelange, die ſich mit den 
unerhörteſten Verbrechen beflecke, und ſelbſt in der Apotheoſe des Meuchel⸗ 
mordes ſich gefalle. (Lebhaftes Bravo.) f 

Herr v. Waldaw⸗Steinhövel: Da nicht zu erwarten geweſen, daß 
die polniſche Frage hier berührt werden würde, jo ſei er nicht darauf vor: 
ereitet, jede Phche der polniſchen Inſurrektion zu verfolgen; aber das Mi⸗ 
niſterium habe erklärt, daß die Unterſuchung ſich gegen verſuchten Hoch⸗ 
verrath richten ſolle, und wir müſſen daraus ſchließen, daß es ſich um 
etwas Anderes chene habe, als um bloßen Beiſtand für die Brüder 
jenſeits der Grenze. Er wolle nur an die ſaiſirten Papiere Dzialynskiss 
erinnern und daran, daß geweſene preußiſche Abgeordnete im Gefängniſſe 
ſitzen, ja trotz deſſen von Neuem gewählt ſeien. — Ob denn das Gewehr, 
welches einen Offizier verletzt, nur zufällig een ſei? — In Poſen 
leben 800,000 Deutſche neben den 1,200,000 Polen, und das hohe Haus 
habe auch für dieſe zu reden, wie es denn überhaupt das ganze Land ver⸗ 
trete. — Außer 8 grenzen auch. noch andere Landestheile an Polen. — 
Das hiſtoriſche Recht der Polen ſei ein bloßer Wunſch, und die Polen 
dehnen denſelben bis auf 1772 aus. — Wer der preußiſchen Regierung 
andere Abſichten unterſchiebe, der lüge. Die Thatſachen lehren, daß be⸗ 
hufs der Grenzbewachung noch größere Truppenmaſſen hätten aufgeboten 
werden müſſen. — Eine „edle Politik“ ſei allein die Politik der Treue 
und Wahrheit. Preußen habe beides gewahrt: den Polen nie Hoffnung 
gemacht, und die Verträge mit andern Mächten gehalten. Ein unabhän⸗ 
giges Congreßpolen wäre eine ſtete Gefahr für Preußen und es ſeien nur 
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Maßregeln der Selbſterhaltung für Preußen, welche die Regier. getroffen. 
Jede Regierung, au 
lands Intereſſen ebenſo gehandelt haben. a 

Miniſter v. Bismarck: Die Regierung halte ſich berechtigt, den von 
dem Hauſe beabſichtigten Dank nicht nur als von den deutſchen Bewohnern 
der Provinz Poſen ausgehend entgegen zu nehmen, ſondern auch den Dank 
der zahlreichen polniſch redenden Vewo nern der Monarchie, welche die Seg⸗ 
nungen der preußiſchen Herrſchaft anerkennen. £ 

Herr Blömer: Er glaube nicht, daß der vom König in der Thronrede 
ausgeſprochene Wunſch der Verſtändigung zwiſchen Staatsregierung und Lan⸗ 
desvertretung durch die vorgeſchlagene Adreſſe herbeigeführt werden könne. 
Wo dieſe Verſtändigung herbeigeführt werden ſolle, ſei ein allſeiges Entge⸗ 
genkommen nothwendig. Der vorgelegte Entwurf enthalte aber nichts als 
eine erneute Proclamation, der einſeitigen Anſicht der Majorität dieſes Hau⸗ 
ſes, die nimmer zur Verſtändigung führen könne. Er werde deshalb im 
Geiſte der Loyalität und Königstreue, den Herr v. Plötz angerufen, gegen 
den Entwurf ſtimmen. - 

Graf v. Kraſſow für den Entwurf: Es gebe Beſtrebungen, mit denen 
Friede und Verſtändigung abſolut unmöglich ſeien, da fie das perſönliche 
Königthum in ſeiner Selbſtſtändigkeit antaſten. Die Partei, welche 
dies thue, habe keine Berechtigung in Preußen, da das Königthum ohne ſene 
Eigenſchaften überhaupt nicht exiſtire. Ja, die Looſung des Kampfes laute 
eigentlich: „ob Königthum von Gottes Gnaden oder Volksſouveränetät.“ 

Das Haus habe hier ein unzweifelbaftes Recht, dem Könige zu danken. 
Die Gegenpartei wolle die Reichsverfaſſung von 1849, die doch ein todtge⸗ 
bornes Kind ſei. — Es ſei das alte Volk, nur irregeleitet durch ein neues 
Geſchlecht, welches in der Schande ſeine Ehre ſuche. Das Bolt will mit 
Kraft regiert ſein und nimmt Milde der Regierung leicht für Schwäche; 
daher rühre bei uns auch eine Art geheimer Nationalregierung, welche ſich 
„Central⸗Wahlcomite“ nennt, und, trotz Sr. Majeſtät, Wiederwahl dekretirt 
habe. — Die Negierung dürfe die Beamten nicht beliebig agitiven laffen, — 
das wäre eine alberne Forderung, — aber nur Verleumdung konne es fein, 
daß Beamte gezwungen worden, gegen ihre Ueberzeugung zu ſtimmen. Mid: 
tig ſcheine ihm — dem Redner — jedoch, daß zwei Dinge ins Werk gerichtet 
werden: die Regierung müſſe den Beamten gegenüber ſtrenge Zucht und Ge⸗ 
rechtigkeit üben und fie pekuniär beſſer ftellen; ſodann: die Omnipotenz des 
Beamtenthums durch Selb ſtverwaltung der Gemeinden brechen. 

1255 v. Diergardt: Eine Verſtändigung über die ſchwebenden innern 
Differenzen ſei im höchſten Grade zu wünſchen, ſie werde aber nicht erreicht, 
wenn nicht jeder bei dem Conflicte Betheiligte bereit ſei, entgegenzukommen 
und die Hand zu reichen. Dies geſchehe in dem Adreßentwürf nicht, und 
deshalb könne er demſelben ſeine Zuſtimmung nicht geben. 

Graf Rittberg: Die vom Grafen Kraſſow ausgeſprochene Anſicht über 
demokratiſirten und demoraliſirten Richterſtand ſei zu kraß und in der aus⸗ 
geſprochenen Ausdehnung unberechtigt. — Zur Sache ſelbſt ſei er zwar an⸗ 
fangs gegen eine Adreſſe geweſen, da ſie jetzt aber vom Hauſe beliebt ſei, 
habe er kein Bedenken, dem Entwurfe zuzuſtimmen. Der Redner berührt die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage, die er hiſtoriſch kurz auseinanderſetzt und deren 
rechtlich begründete Löͤſung er in der Abtrennung Schleswigs und Holſteins 
von Dänemark und der Succeſſion des Herzogs don Auguſtenburg in ſeinen 
legitimen Beſitz findet. Die weiteren Sätze der Adreſſe vertheidigend, findet 
der Redner in dem Entwurf auch die Bereitwilligkeit zur Verſtändigung. 

Hr. Camphauſen (Köln): Der Adreßentwurf ſei geeignet, ſowohl 
durch das, was er enthält, als das, was er übergeht, unberechtigte Vorſtel⸗ 
lungen zu erwecken. Er ſtelle die Lage des Landes nicht dar, wie ſie wirk⸗ 
lich ſei. Die Schwierigkeiten ſeien große, die größte einer Nen 
entgegenſtehende Schwierigkeit ſei aber das gegenwärtige Miniſterium. 15 
ſelbe ſei we den beſtehenden Kampf glücklich zu führen, weil es 
ih bisher meiſt hinter den Thron, nicht, wo feine Stelle geweſen wäre, 
vor den Thron geſtellt hätte. Er vermöge nicht das gegenwärtige Mınifter 
rium zu unterſtützen, wie der Entwurf verſpreche, weil er daſſelbe nicht für 
förderlich zum Wohl des Landes, nicht förderlich für das Wohl der Krone 
halte. Ein Miniſterium müſſe für die Krone, nicht durch die Krone 
kämpfen. Die Einigkeit im Lande könne niemals durch das gegenwärtige Mi⸗ 
niſterium 9 ba werden, vielmehr werde die beſtehende Gefahr durch 
daſſelbe nur verlängert und erhöht. Eine Vereinigung der Parteien könne 
durch das Miniſterium nicht herbeigeführt werden, und doch a die 
äußeren Verhältniſſe jo ſehr ein harmoniſches Zuſammenwirken aller Staats⸗ 
angehörigen. Wenn das Miniſterium ſich in ſtiller Kammer ſelbſt die Frage 
vorlegen wollte, ob es das Anſehen der Krone erhöht habe, ob es im Stande 
ſei, die äußeren Schwierigkeiten zu überwältigen, ſo werde es dieſelbe 
nicht zu bejahen im Stande ſein. j 

Der Redner wendet ſich hierauf zu den einzelnen Sätzen des Entwurfs: 
Die Gelegenheit, ſich über eine ſo wichtige Frage, wie die deutſche e 
frage ſei, auszuſprechen, ſei keine günſtige, zumal die verheißenen Vorlagen 
der Regierung noch fehlen. Daß die Staatsregierung ſich in der polniſchen 
Frage die volle Anerkennung, namentlich auch im Auslande, erworben, ſei 
ihm nicht bekannt geworden. Die holſteiniſche Frage wolle er nicht berühren, 
weil man die Regierung nicht zu einer Erklärung in dieſem kritiſchen Zeit⸗ 
punkt herausfordern dürfe. f 

Der Redner ſchließt: in dem gegenwärtigen Kampf geht die eine Seite 
darauf aus, die Verfaſſung zu heben, die andere, ſie herabzuſetzen. Der 
Kampf kann durch einen Vergleich oder durch einen entſchiedenen Sieg bei⸗ 
gelegt werden. Den letzteren würde ich, welcher Theil auch der Sieger bliebe, 
als ein Uebel für den preußiſchen Staat 2 Ein Vergleich iſt für daſ⸗ 
ſelbe durchaus nöthig, aber unerreichbar für das gegenwärtige Miniſterium. 

Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Wenn in des Vorredners Aeußerung, 
das Miniſterium habe ſich mehr hinter als vor dem Throne gehalten, der 
Vorwurf liegen ſolle, rs habe die Rechte Sr. Maj. preisgegeben, ſo weiſe er 
denſelben zurück; ſei der Sinn aber der: die Miniſter haben dem Könige 
mehr 5 als dem parlamentariſchen Regimente, ſo ſei er damit wohl 
zufrieden. ; N 

v. Zettlitz. Die Lage des Landes ſei eine andere ſeit dem Februar 1862, 
beſonders Dank dem Klärungsprozeſſe der 1 — Zeit, in welcher die Demo⸗ 
kratie ihre Ziele offen ausgeſprochen habe. Redner glaube, daß die große 
Majorität des Voltes mit dem Könige gehen werde. — Die altliberale Partei 
ruinire ſich auf ihrem Wege, indem ſie ſich zur Schleppenträgerin der Demo⸗ 
kratie mache. Dagegen finde ſich die conſervative Partei geſtärkt und ermu⸗ 
thigt durch ihre jüngſten Erfolge. Namens der Partei fordere er die Mini⸗ 
ſter auf, fortzufahren, wie ſie begonnen, doch nicht mit Worten, ſonvern 
durch energiſche Thaten. — Während der engliſche Richterſtand ſich in po⸗ 
litiſchen Parteikämpfen ganz reſervirt halte, habe ſich bei uns der jüngere 
Richterſtand kopfüber in die Politik geſtürzt, zum Schaden für ſeine Unab⸗ 
hängigkeit und für das Rechtsbewußtſein des Volkes. Hier muß bald Hei⸗ 
lung eintreten. — In Betreff des Vorwurfes, welcher den Landräthen 
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dauern, daß ihre Autorität nicht von oben ber hinreichend in Schutz genom⸗ 
men werde. Mancher könne höchſtens aus Hingebung über das Ziel hinaus: 
geſchoſſen haben. Er trage darauf an, daß das Haus ihnen Anerkennung 
ausdrücke für ihre treue Hingebung an Se. Majeſtät bei den letzten Wahlen. — 
Die verſöhnenden Worte der Thronrede werden ſchwerlich Eingang finden, denn 
der Kampf der Revolution gegen Gott und feine Ordnung erfülle ganz 
Europa und müſſe durchgekämpft werden. 2. man docirt, das Herren⸗ 
haus beſtehe factiſch, aber nicht zu Recht, jo müſſe es jedenfalls dieſes 
Factum benutzen zur Ehre und zum Nutzen Sr. Majeſtät des Königs. 
Miniſterpräſ. v. Bismarck. Er ſtehe nicht an, den Ausdruck des Dankes 
und der Anerkennung nicht nur den Landräthen und vielen Beamten, ſondern 
der conſervativen Partei überhaupt für ihr Verhalten in der letzten Zeit aus⸗ 
zuſprechen. Wenn auf einen Vorgang an anderer Stelle hier angeſpielt und 
eine ſolche Anerkennung in jenem Vorgange nicht gefunden ſei, 15 mache er 
darauf aufmerkſam, daß ein eingeſetzter Beamter oft nicht umhin könne, wo 
eine Ueberſchreitung der dienſtlichen Vorſchriften vorkomme, dieſelbe zu rügen. 
Andererſeits aber möge man auch überzeugt ſein, daß die Regierung durch ein 
Uebermaß von Treue nicht ſoweit verwöhnt ſei, um die höchſt achtbare Quelle, 
der ſene Ueberſchreitungen entſprungen ſeien, nicht zu ſchätzen und wohl zu un⸗ 
teeſcheiden von der lauen Zurückhaltung, welche nicht in die Lage kommt, ſich 
zu entſcheiden für oder gegen die Regierung. 
Hr. v. Bernuth. Der Entwurf laſſe Wichtiges ungeſagt, Anderes fei 
in einer Weiſe ausgedrückt, die er nicht billigen könne. Die heutige De⸗ 
batte habe auf ihn einen betrübenden Eindruck gemacht. Der Wunſch nach 
einer Verſtändigung werde gerade durch die heutigen Verhandlungen ſehr 
gefährdet. Die der altliberalen Partei gemachten Vorwürfe weiſe er zurück. 
Er werde gegen die Adreſſe ſtimmen. 


Nach längerer Rede des Herrn v. Below wird der Schluß der Debatte 
angenommen; eingeſchrieben waren noch Brüggemann, Fürſt Radziwill. 


Herr v. Bismarck: Er ſpreche den Dank der Regierung aus für die 


würdige und verſöhnliche Form, in der man ſeine Unterſtützung ausgeſprochen 
habe. Auch der Minderheit ſpreche er den Dank für 5 ehe wür⸗ 
dige Form aus; es habe ihn nur überraſcht, Hrn. v. Bernuth auf Seiten der 
Gegner zu ſehen, ein Mitglied ae iniſteriums, das den gegenwär⸗ 
12 in der innern Politik vorhandenen Knoten mit mehr Leichtigkeit als Ge⸗ 
ſchick geſchürzt habe. 


eine demokratiſche, würde in Preußens und Deutſch⸗ 


s 
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Unterrichts⸗Miniſter und der Handels⸗Miniſter zugegen. 
Laporta und Micelli kündigten Interpellationen über die auswärtige 
Politik und Herr Ondes über die ficilianifhen Zuſtände an. 


taillone Nationalgarden aus der Terra di Lavoro. 


Nach perſönlichen Bemerkungen wird zur Abſtimmung geſchritten, deren 
Reſultat Annahme der Adreſſe mit 72 gegen 8 Stimmen iſt. Gegen die 
Adreſſe haben Kae Tellkampf, v. Bernuth, Blömer, Graf Bninski, 
Brüggemann, Camphauſen (Köln), Freihr. v. Diergardt und v. Flemming. 
Die Adreſſe ſoll durch den Vorſtand des Hauſes überreicht werden und wird 
ſofort unterzeichnet. ö x 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. — Nächſte Sitzung unbeſtimmt, da für die 
nächſte Zeit kein Material vorliege. 


Berlin, 10. Nov. (Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Kammer ⸗Präſidenten Heinrich Wolfgang 
Faſtnagel zu Trier den rothen Adlerorden 3. Klaſſe mit der Schleife, 
dem Lieutenant a. D. und Kämmerei⸗Kaſſen⸗Rendanten Bormann zu 
Oſterwieck im Kreiſe Halberſtadt den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe 
und dem Hegemeiſter Semper zu Letzlingen im Kreiſe Gardelegen das 
allgemeine Ehrenzeichen; ſo wie dem Hofſtaats⸗Sekretär Sr. königlichen 
Hoheit des Prinzen Albrecht von Preußen, Hofrath Ströhmer, den Cha: 
rakter als Geheimer Hofrath zu verleihen. 

Der Staatsanwalt Steinbach in Perleberg iſt vom 1. Januar k. J. ab 
zum Rechtsanwalt bei dem Stadt⸗ und Kreisgericht in Magdeburg und zus 
gleich zum Notar im Departement des Appellationsgerichts daſelbſt, mit An⸗ 
weiſung ſeines Wohnſitzes in Magdeburg und mit der Verpflichtung ernannt 
5 8 Aten bisherigen Titels „Staatsanwalt“ fortan den Titel „Ju⸗ 

Der bisherige Privat⸗Docent Dr. H. Schwanert in Greifswald iſt zum 
außerordentlichen Profeſſor in der philoſophiſchen Facultät der königl. Uni⸗ 
verſität daſelbſt ernannt worden. 8 

Berlin, 19. Nov. [Se. Maj. der König] nahmen heute 
den Vortrag des Kriegs- und Marine-Minifterd, General⸗Lieutenants 
von Roon, und des General-Adjutanten Generals-Lieutenants Freiherrn 
von Manteuffel entgegen und empfingen den General-Adjutanten, Ge⸗ 
neral der Kavallerie Grafen v. d. Groeben und den General-Director 
der königl. Muſeen Dr. v. Olfers. — Zu dem heute bei Sr. Majeſtät 
ſtattfindenten Diner ſind eingeladen worden: die Fürſten Wilhelm und 
Boguslaw Radziwill, die Prinzen Anton, Ferdinand und Karl Radzi⸗ 
will, Graf Chotek, Graf Stillfried, Graf Kraſſow, Graf Kielmannsegge, 
der General von der Groeben, die General-Lieutenants Freiherr von 
Manteuffel, von Falckenſtein, von der Goltz, von Alvensleben II. und 

Andere. St. ⸗A.) 

[Das ſchwediſch-däniſche Bündniß eine Ente.] Officiöſe 
Correſpondenten ſchreiben: Die Nachricht des „Aftonbladet“ von der er⸗ 
folgten Unterzeichnung eines ſchwediſch⸗däniſchen Bündniſſes wird hier 
an beſtunterrichteter Stelle für nichts Anderes angeſehen, als für eine 

neue Auflage des früheren, längſt dementirten Gerüchtes. Es wird 
auf das Poſitiveſte verſichert, daß eine ſolche Unterzeichnung nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat. Möglich iſt es immerhin, daß Graf Hamilton die Voll: 
macht ſeines Souveräns zur Unterzeichnung des Vertrages eine Zeit 
lang beſeſſen hat; dann aber iſt ſie ohne Zweifel bereits zurückgezogen. 
Wie man hier weiß, ic die Abſicht König Carl's XV. beſonders auf 
den Widerſpruch Englands geſtoßen, und eben um dieſen zu überwin⸗ 
den, ſind die Verhandlungen eine Zeit hindurch nicht durch Graf 
Hamilton in Kopenhagen, ſondern durch Graf Wachtmeiſter in London 
geführt worden. Es iſt aber nicht gelungen, das engliſche Cabinet 
einem ſchwediſch⸗däniſchen Bündniſſe geneigt zu machen, und die Sache 
iſt ſchließlich aufgegeben. 

Magdeburg, 18. Noobr. [Preßprozeß in Sachen des 
Nationalfonds.] Im September d. J. wurden zuerſt in einem 
feudalen Blatte der Provinz Schleſien, dann in der „Kreuzzeitung“ 
und andern Blättern dieſer Farbe ſchimpfliche Behauptungen über die 
Verwaltung des Nationalfonds laut. Dagegen erſchien mit dem Da⸗ 
tum des 1. Oktober und dem Namen des Verwaltungs-Rathes jenes 

Fonds eine Rechnungslegung, die durch alle Zeitungen ging und auch 
in der „Magdeb. Z.“ am 6. Oktober aufgenommen wurde. Die Po⸗ 
lizeianwaltſchaft hat hierin eine Uebertretung der Verordnung der koͤnig⸗ 
lichen Provinzial⸗Regierung vom 6. Dezember v. J. (gegen das Col⸗ 
lectiren) gefunden, und derſelben angeklagt, ſtand heute der Redacteur 
Hoppe vor dem Polizeirichter. Die Staatsanwaltſchaft beantragte, 
da Angeklagter ſchon zweimal wegen Uebertretung derſelben Verordnung 
zu Geldſtrafen verurtheilt ſei, denſelben für die neue Uebertretung mit 
der hoͤchſten Strafe von 10 Thalern zu belegen. Der Polizeirichter 
erkannte auf eine Strafe von 3 Thalern. (Magd. 3.) 

Naumburg a. d. S., 17. Nov. [Stadtverordneten⸗ 
wahlen.] Heute haben hier die Stadtverordnetenwahlen der 2. und 
1. Abtheilung ſtattgefunden. Von der aus 24 Mitgliedern beſtehen⸗ 
den neuen Stadtverordnetenverſammlung gehören 17 der Fortſchritts⸗ 
partei, 5 der altliberalen und 2 der conjervativen Partei an. 


Deut ſehland. 

Hannover, 17. Nov. [Zur Bundeserecution.] Die von 
Hannover zum Bundesexecutionscorps nach Holſtein zu ſtellende Trup⸗ 
penabtheilung wird von 3000 auf 6000 Mann auf von Frankfurt er⸗ 
haltene Aufforderung hin erhöht werden. Auch Sachſen wird 6000 


Mann ſtellen. > 
Oeſterre i eh. 

Lyſa, (in Böhmen), 15. Nov. [Das Repertoire religiöfer Un: 
duldſamkeit in Oeſterreich] iſt durch einen Vorgang 10 fr Zeit in 
unſerer Stadt abermals bereichert worden. Die hieſige ziemlich ſtarke evan⸗ 
geliſche Gemeinde, bis jetzt ohne einen würdigen Ort zur Ausübung ihres 
Gottesdienſtes, wollte hierzu eine alte, jetzt nur vom Aerar benutzte katho⸗ 
liſche Kirche käuflich an ſich bringen und wandte ſich zu dem Ende mit einem 
Geſuch an den Kaiſer, deſſen Erledigung ſicher günſtig ausgefallen wäre, 
wenn nicht unſer chriſtlich⸗katholiſcher Stadtrath ſich bewogen gefühlt hätte, 
mit allen Mitteln gegen eine tolerante Löſung dieſes Falles zu agitiren. 
Er wandte ſich ſchließlich zu dem Ende an die Patronin der Kirche, Fürſtin 
Rohan, die ſich leicht bewegen ließ, an 3 Stelle gegen die Bitte 
der Evangeliſchen aufzutreten, die nun abſch äglich beſchieden wurde. 

Italien. 

Rom. (Katholiſches Episcopat in Berlin.] Seit einiger 
Zeit hält ſich der Propſt der preußiſchen Armee, Peldram, hier auf. 
Wie man in clericalen Kreiſen verſichert, gedenkt der Papſt in Berlin 
ein Episcopat zu errichten, und der genannte Prälat, der über die 
Verhältniſſe des katholiſchen Berlin wohl unterrichtet iſt, iſt hierher be⸗ 
rufen worden, um Notizen und Winke zu geben. Uebrigens wird der 
erwähnte Prälat wahrſcheinlich gedachten Biſchofsſitz erhalten. 

Turin, 17. Nov. [ Abgeordnetenhaus. — Amneftie.] 
Nach längeren Ferien trat heute das Abgeordneten⸗Haus wieder zu⸗ 
ſammen. Die Zahl der Anweſenden war nicht bedeutend. Von den 
Mitgliedern des Kabinets waren der Miniſter des Auswärtigen, der 
Die Herren 


Das 
Haus vertagte die Berathung bis zur Rückkehr ſämmtlicher Miniſter. 


Victor Emanuel hat eine Amneſtie für politiſche und Preßvergehen, 
für Contraventionen gegen die Disciplinar⸗Geſetze der Nationalgarde, 


für Leute, die ſich der Militärpflicht zu entziehen verſucht haben ꝛc. er⸗ 


laſſen. Die Amneftie für politiſche Vergehen erſtreckt ſich der „Italie“ 


zufolge unter Anderm auf die Herren Biſhop und Chriſten. 
Neapel, 17. Nov. [Der König] hielt heute Vormittag Revue 
über 12 Legionen der Nationalgarde von Neapel und über 9 Ba⸗ 
Dieſen Abend iſt 
er nach Livorno abgereiſt. Er wird einige Tage in Toscana verwei⸗ 
len. Der Miniſter des Innern hat ſich nach der Baſilicata begeben. 


— — 
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Frankreich. s 

Paris, 17. Nov. [Der Congreß.] Die „Nation“ will aus 
ſehr guter Quelle erfahren haben, man habe auch den Fall vorgeſehen, 
daß einige Souveräne der an fie ergangenen Einladung zum Congreß 
nicht nachkämen. „Der Kaiſer würde ſich über dieſe Ablehnung hin⸗ 
wegſetzen und doch einen Congreß mit den Souveränen abhalten, die 
zu demſelben zu erſcheinen geſonnen wären. Da aber alsdann die ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe nicht die Kraft und das Anſehen beſitzen würden, wie 
im Falle einer Betheiligung aller Mächte, ſo würden ſie einfach den 
Charakter einer Kundgebung haben, und man könnte auf denſelben die 
Grundlagen einer Art von Liga (d'une sorte de ligue) errichten, 
welche alle Souveräne, deren Intereſſen und Principien in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den von dem Kaiſer der Franzoſen vertretenen ſich be: 
faͤnden, in ſich begreifen würde.“ f 

[Die franzoͤſiſche Armee.] Das „Erpofe de la Situation de empire“ 
(Blaubuch) giebt über die disponiblen Land⸗Streitkräfte folgende ſehr beach⸗ 
tenswerthe Angaben. Am 1. Oktober 1863 befanden ſich 436,986 M. unter 
den Fahnen, ca. 20,000 M. mehr, als in dem votirten Finanz⸗Geſetze figu⸗ 
rirten. Von dieſen 436,986 Soldaten waren 325,316 im Innern und 111,670 
im Felde; 59,651 in Algier, 15,560 in Italien, 1878 in China und Cochin⸗ 
china und 34,581 in Mexico. Die Zahl der Reſerven war am 1. Oktober 
217,261. — Wie man ſieht, kann die Landarmee 650,000 Mann aufſtellen, 
wobei nicht zu überſehen iſt, daß unter dieſen 650,000 Mann nicht weniger 
als 176,685 gedienter kriegsgeübter Soldaten als Freiwillige, Stellvertreter 
und dergl. dienen. Ueber den Effectivbeſtand der Cavallerie- und Trainpferde 
iebt das offizielle Document keinen Aufſchluß; es ſagt nur, daß 17,587 
Pferde und Maulthiere an die Landwirthe verliehen ſind. 


Portugal. 
Liſſabon, 17. Nov. [Die Congreß⸗Einladung des Kai: 
ſers Napoleon] iſt geſtern Abend im Miniſterrathe berathen und 
dem Vernehmen nach unter Vorbehalt angenommen worden. 


Ruf land. 
Uuruben in Polen. 

## Warſchau, 18. Nov. [Der Poſten eines Civil: 
gouverneurs. — Ein Internirter. — Amtsentſetzung. — 
Vom Kriegsſchauplatze.] Sie werden ſich erinnern, daß vor 
einiger Zeit der bisherige Gouverneur eines der entlegenſten ruſſiſchen 
Gouvernements, wie ich glaube von Saratow, Arcimowicz hierherkam, 
um hier an Stelle Wielopolski's an die Spitze der Civilverwaltung zu 
treten. Areimowicz iſt nach kurzem Aufenthalte hierſelbſt wieder abge: 
reiſt, und es heißt, daß er von der Uebernahme des ihm zugedachten 
Poſtens ſich losgemacht hat. Heute erzählt man ſich in ruſſiſchen Krei⸗ 
ſen als definitiv beſchloſſen, daß der Ingenieur⸗General Gerſtenfeld zur 
Uebernahme dieſes jetzt doppelt wichtigen und ſchwierigen Poſtens er: 
koren ſei. Gerſtenfeld beſitzt, ſo wird mir von unparteiiſchen Männern, 
die ihn genau kennen, verſichert' — nicht eine einzige Eigenſchaft, die 
ihn für dieſes Amt befähigen würde. Die Leſer werden ſich erinnern, 
daß, laut einer amtlichen Mittheilung des „Dzien.“, bei Wloclawek 
ein mit mehreren ausländiſchen Orden geſchmückter Inſurgentenoffizier 
gefangen wurde, der Bresgheri heißt, und der vielgenannte Callier ſein 
ſoll. Dieſer Offizier iſt in Wloclawek internirt; er darf in der Stadt 
ſich frei bewegen, nur daß ihm beſtändig eine Wache folgt. Ein Herr, 
der Bresgheri kennen gelernt hat, ſchildert ihn als einen merkwürdigen 
jungen Mann von etwa 23 Jahren. Daß es Callier ſei, hat ſich 
nicht beſtätigt, es iſt aber bis jetzt noch nicht gelungen, von ihm zu 
erfahren, welches ſein eigentliches Vaterland iſt. Er ſpricht mit gleicher 
Geläufigkeit franzöſiſch, deutſch, engliſch, italieniſch und polniſch und be⸗ 
dient ſich ſogar manches jüdiſchen Kraftausdruckes. Fürſt Wittgenſtein, 
der Murawieff von Wloclawek, geht mit dieſem ſeinem Gefangen 
freundſchaftlich um, während er doch ſonſt die Gefangenen ganz wie ſein 
Vorbild in Wilna behandelt. Das Benehmen des Internirten iſt ein 
ſehr angenehmes, ſeine ganze Haltung eine Achtung gebietende, und 
er wird in den erſten Häuſern Wloclaweks gern geſehen. — Im heu⸗ 
tigen „Dziennik“ wird der im vorigen Jahre zum Präſes der hieſigen 
Bank ernannte, in Paris weilende hieſige Banquier Laski durch kaiſer⸗ 
lichen Ukas dieſes ſeines Amtes enthoben, bevor er daſſelbe noch ange⸗ 
treten hat. Herr Laski ſollte im vorigen Jahre eben ſein Amt antre⸗ 
ten, als ihm dieſes von der National-Regierung unterſagt wurde. — 
Der „Dziennik“ bringt eine ausführlichere Darſtellung des verunglückten 
Ueberganges Komorawski's und Rochebrune's nach Volhynien, theilt 
mit, daß auch Kruk zugegen war und ſchließt mit der Nachricht: 
„Die Aufſtändiſchen ſammeln ſich noch fortwährend; bei Piſarewki 
bildet Rozycki eine Abtheilung.“ — Die Nachricht über die vom 25. 
bis 27. v. M. ſtattgefundene Verfolgung der Chmielinski'ſchen Abthei⸗ 
lungen durch Czengieri, dem eine Unterabtheilung ſich ergeben hat, wäh⸗ 
rend die Haupt⸗Abtheilung unverſehrt blieb, eröffnet der „Dziennik“ mit 
folgenden naiven Worten: „Die Chmielinski'ſche Bande, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, daß ſie einigemal geſchlagen war, exiſtirt noch.“ In der 
That eine große Rückſichtsloſigkeit gegen ein amtliches Bulletin! 
r ——— 


Telegraphiſche Depeſche. 

Wien, 19. Nov. Abends. Das Abendblatt des „Wan⸗ 
derer“ meldet in einem berliner Telegramm aus authentiſcher 
Quelle, der Erbprinz von Auguſtenburg habe ſich perſönlich 
an den Kaiſer von Oeſterreich wegen Unterſtützung ſeiner ge⸗ 
ltendgemachten Erbfolgeanſprüche gewendet. 

Das Unterhaus hat den Vertrag über die Scheldezollablö⸗ 
jung genehmigt. (Wolff's T. B.) 


# Breslau, 20. Nov. (Eiſenbahnunfall.] Als geſtern Früh um 

8 Uhr der Perſonenzug aus Myslowitz eben den Bahnhof in Gleiwitz paſſirt 
hatte und ſich etwa tauſend Schritte dieſſeits deſſelben befand, be⸗ 
merkte der Lokomptivführer einen anſtändig gekleideten Menſchen aus 
der Ferne, der mit einer gewiſſen Aengſtlichteit an der Bahnſtrecke 
entlang ging, da er ſich fortwährend nach der Lokomotive umſchaute, 
ob ihn dieſelbe bald erreicht habe. Kaum hatte ſich nun die Maſchine ihm 
auf etwa 10 Schritte genähert, ſo ſprang der Unbekannte mitten auf den 
Bahnkörper und erwartete, mit feſtem Auge den Locomotivführer an⸗ 
ſehend, wie dieſer ſpäter mittheilte, die heranbrauſende Locomotive. — 
Sie riß ihn ſofort um und zermalmte ihn. Der Maſchiniſt vermochte noch 
ſo ſchnell zu bremſen, daß der Körper des Unglücklichen dicht hinter dem 
Zuge lag. Ein auf demſelben befindlicher Arzt ſtieg aus und unterſuchte den 
87 des Unbekannten; jedoch erklärte er jede Rettung für unmoglich. An dem 
opfe war das Gehirn bloßgelegt und der übrige Körper ganz zerfleiſcht. Der 
Unglückliche athmete noch, war aber ohne alles Bewußtſein. Aus dem nahen 


Gleiwitz eilte ſofort der Stationsvorſtand herbei, welcher den Verletzten] G 
nach dem Bahnhofe ſchaffen ließ. Es war ein Mann in den dreißiger Jah⸗ H 


ren. Seine Perſönlichkeit konnte im Augenblick nicht feſtgeſtellt werden. 
Nach etwa zehn Minuten fuhr der Zug, deſſen Paſſagiere durch den bedauer⸗ 
lichen Vorfall in nicht geringe Aufregung verſetzt worden waren, weiter. 
— Der Getoͤdtete ſoll ein Herr v. G. ſein. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Baromet 5 fi: | Wind wem 
in Parſſer Elan 8 Bas . kicung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur, | rometer. | ratur. Stärke. 
Breslau, 19. Nov. 10 U. Ab. 336,85 4,0 S. 1. | Heiter, 

20. Nopbr. 6 U. Mrg.] 336,44 +14 | SO. 0. Heiter. 


Breslau, 20. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 7 Z. U.⸗P. — F. 10 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 19. Novbr., Nachm. 3 Uhr. Die Iproz. eröffnete in matter 
Haltung zu 67, 15, ſtieg ſpäter auf 67, 25, ſchloß aber unbelebt und träge 
zur Notiz. Auch die meiſten übrigen Werthpapiere waren flau. Conſols 
von Mittags 12 Uhr waren 91% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. 
Rente 67, 20. Italien. 5proz. Rente 71, 90. talien. neueſte Anleihe 
71, 60. Zprz. Spanier 51%. Iprz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Aktien 395, —. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 1080, —. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 516, 25. 

London, 19. Nov., Nachm, 3 Uhr, Türkiſche Conſols 47%. Trübe 
Witterung. Die Gerüchte von einer weiteren Disconto⸗Erhöͤhung haben ſich 
bisher nicht beſtätigt. Conſols 91%. Iproz. Spanier 46%. Mexikaner 37%. 
öproz. Ruſſen 91. Neue Ruſſen 86. Sardinier 89. 

Der Dampfer „City of Newyork“ iſt von Newyork in Cork eingetroffen. 

Wien, 19. Nov., Nachm. 12% Uhr. Börſe ſchwankend. öprozentige 
Metalliques 72, 50. 4 proz. Metalligues 64, 50. 1854er Looſe 88, —. 
Bank⸗Aktien 770, —. ordbahn 167, —. National⸗Anlehen 79, 70, 
Credit⸗Aktien 178, 90. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 187, —. London 
121, 75. Hamburg 91, 50. Paris 48, 20. Gold —. Boͤhmiſche Weſt⸗ 
er 22 —. Neue Looſe 136, 75. 1860er Looſe 92, 25. Lomb. Eiſen⸗ 

abn 250, —. 

Frankfurt a. M., 19. Nov., Nachmitt. 2% Uhr. Oeſterreichiſche 
Effekten, ſud⸗ und norddeutſche Papiere in Folge der auswärtigen Notirun⸗ 
gen merklich ſchlechter. Böhmiſche Weſtbahn —. Finnländiſche Anleihe 81. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Verbach 134. Wiener Wechſel 93%. 
Darmſt. Dank» Aktien 206. Darmſt. Zettel⸗Bank 248. 5prez. Metalliques 
., 4% prozentige Metalliques —. 1854er Looſe —. Oeſterreichiſche 
National⸗Anleihe 61%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 172. Oeſter⸗ 
reichiſche Bankantheile 700. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 16444. Neueſte ölter- 
reichiſche Anleihe 73. Oeſterr. Eliſabetbahn 106, Rhein⸗Nahebahn 26. 
Heſſiſche Ludwigsbahn 124, a 

Hamburg, 19. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Bei ziemlichem Ge⸗ 
ſchäft Courſe ſchwankend. Oeſterr. Creditaktien a 5 70 . Geld williger. 
Finnl. Anleihe 83% Br. Wetter ſchon. Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 
—. Oeſterr. Credit⸗Aktien 69%. Vereinsbank 103%. Nordd. Bank 101%. 
Rheiniſche 89, 90 nom. Nordbahn 53. Disconto 370 ; 

Hamburg, 19. Nov. [Getreidemarkt.] Weizen loco unverändert, 
auswärts ruhig. Roggen flau, Frühjahr, Königsberg, Danzig wohl zu 59 
erhältlich. Oel matt, loco und pr. Novbr. 24% Br., pr. Mal 25. Kaffee 
ohne größere Umſätze. Zucker animirt, ohne Umſätze, da Offerten fehlen. 
Zink ohne Umſatz. 

Liverpool, 19, Nobbr. 4000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe beim Schluß behaupfet. 


v 


[Baumwolle.] 


Berliner Börse vom 19. November 1863. 


Eisonbaha-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1861 1862 21 
Aachen-Düsseld.; 3% ai - 


Fonds- und Geld-Ooarse 
Freiw. Staats-Anl. . 4% 007% B. 
Staats-Aul. von 188% 103% bz. 


di 1850, 5214 6, „. 
as in 17 be. Anchen Mastrich 0 0 j4 24 b 
dito 1855/4½% 99% da. Amsterd-Rottd. 57 * 3 4 12 bz. 
dito 185614 9% be Berg.-Märkische | 6% 674 1 
dito 185714 10 da Berlin-Anhalt. 8 874 = bz. 
dito 188914: 194%, b Berlin-Hamburg 8 | 6%.4 118 E. 
dito 183304 %% B. Berl.-Potsd.-Mg. 8 * 4 135 | 
Siaate-Schuldscheine 3% 50 ba. Berlin- Stettin.. 77 A \4 .* 
Präm.-Anl. von 1865 118% br. Böhm. Westb... 4 5 en 
Berliner Stadt-Obl. 4% 2 Breslau-Freib...| 312 4 126 2 
2 Kur- u. Neumürk. 3874, bz. Cöln-Minden.. .. Far 5 
© | Pommorsche ER! 186% bz Cosel-Oderberg.| 0 4 148 bz. 
= }Posensche....., 4 Ep dito St.-Prior.| — | — 4% .— 
5 De 39 — 2 Laden — a — 8 it 
2 dito 4 02 2 -Bexb. 
& Schlesische. Sa 3 Be „e 12 * Fan — — 
Kur- u. Neumark. 4 [94 bz agd.-Leipzig.. — 
3 (Pommersche. 4 % bz Magd.-Wittenbg, * 11 4 eh a 8 
2 Posensche 4 3 B Mainz-Ludwgsh. 3 4 212 Pe 
2 ( Preussische ....|4 |" bz ee 3 3 ‘ 14, A 2. 
3) Westph. u. Rhein. 4 9% bz * 8 - 
3 Sächsische .M 1 b Niedrschl.-Märk.| 4 4 |96% bz. 
3 (Schlesische. ... 14 [ B Niedrschl. Zwgb. 38% „ 
Louisd’or 11 . et Bankn. 79 ba. Gn nr 721034 1. 146 ba. 
Deng Ee e dio B. 170 Boyd „ 
Ausländische Fonds. to er 3 101 5 107 1 Re bz. 
Dogterr. Metalliques.5 55 kl. Oestr. Fr. = u 1374 384185 
dito Nat.-Anl. . 65% a 63% da 2 17 4 33 8 Wales. 
dito Lott.-A. v. 60% 8% 4 74 58. eini 4 „ 
i che.. 5 6 4 ſbö bz. 
de e dito Stamm Fr f rn 
Ades. Enz Ami 1882, 185 % b. Rhein-Nahebahn] 0 f S sa mn 
dito 4% Anl. q 44 — Bhr.Crf.K.Gidb. .| 3344| 4% 17 47 B 75 
dito Poln. Sch.-Ob.4 69 ½ B Stargard-Posen | 4 6 3 127 bz. 
Poln. Plaud br... 44 — — Thüringer 6% 744 12 B. 
to 0% br. u. G —— ——— 


— — Bank- und Industrie-Papiere. 
22 a Berl. Kassen-V, ; 51 878/ (116 6. 
— 154% bz. Braunschw. B. . 4 4 |4 72 B. 
30%. mern — a : - — B. 
Elsenbahn-Frloritäts-Aotfen. I 9 4 95 4 
Berg.-Märkischo. — 4 — —— Geraer Bank... 5%] 74 94 K. 
dito 11.4% Gothaer „ 4% 8% 0 6 
dito IV. — —.— Hannoversche B. 40 5 f 97 bzu.B 
„dito III. v. St.378.½½8 4 77% ba. Hamb. Nordd. B. 5 6 [4 100% E. 
Com Minden. 101 @ „ Vereins-B. 8 67514 1103 fr 
dito sa Königsberger B. 5} | 5% 4 103 5 B. 
1 ir 4 m 9, Luxemburger B. a 14 4 in 8 
r Magdeburger B. 4 etw. bz 
dito 4 * 3 Posener Bank sh 517 4 |j65 B. 
dite „IV. 2. Preuss. Bank-A. 4 04% 124 ba. 
9 * * 1 Thüringer Bank 2%| 3 |4 981 bz 1 
Niederschl. Mark- 4 % B. n ka ... 
2 3 RE Borl. Hand.-@as. 5 | 9 4 106 B. 
dito DT. > > Coburg.Credb.A. 3 8 14 00 B. 
dito 19.4 — — Darmstädter „ 56% 4 80b.uB 
Niederschl. Zweigb-. Dessauer „010 (4 3 ba. 
l e n 1100 B Disc.-Com--Ant. 6 7% 94 bzuB 
Oberschles. A.. e Genfer Credb.A. 2 | — 4 %s B 
dito B. 5 * — — — Leipziger „ 3 ı 3414 %% B 
dito S. u. Dit I— Meluinger „ 6 4 00 Efbe. ba 
ad ene Moldauer Ldse.-B. Ie, 2% 37 B 
8 F.. * 1 2 Ocsterr. Credb. A. 1 2 82 5 72% à 69% bs. 
Fran 2 . 1 
Ost. aüdl. BB... 284 U Schl. Bank -Ver. 6 98 3 


Rhein v. St. gar.. . 22 Mindryaa 0 ale bs u B. 
Kbein.-Nahe-B. gar. 4% B Fbr. v. Eisenbbdf. 6 ½ — 8 2 5 1 
N Wechsel- Course. 
Amsterdam 260 Fl... . 10 f. 141 bz. Augsburg 100 Fl. 2 M. 80. 20 bz. 
dito dito 2 M. 140 % da. Leipzig 100 Thir. ....|8 T. % bz 
Hamburg 300 Mk.. 8 T.1152 ba. dito dito 2 M. U % bz 
dito dito 2 M. 150% bz Frankfurt a. M. 100 Fl. 2 M. 56. 22 ba 
London 1 Est. 3 M. JG. 10% bz. Petersburg 100 8.-R. . J W. S ½% bz. 
Paris 300 Eres. 2 M. 79% ba. dito dito 3 M. 94% ba. 
Wien 150 Fl. 8. T. 284, ba. Warschau 90 8.-R. 8 T. er bz. 
dito dito 2 M. 78 ba. Bremen 100 Thlr.. A T. 0% be, 


* Breslau, 20. Novbr. Wind: Weſt. Wetter: heiter. Ihermomer | 
ter Früh 1° Wärme, Hage der politiſchen Verhältniſſe und Befürchtun⸗ 
gen war am heutigen Markte ſehr matte Stimmung vorherrſchend. b 
Wide ſehr wenig beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 54—67 Sgr., gelber 
53-61 U feinfte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen wenig au | 
fragt, pr. 4 Pfd. 40—43—45 Sgr. — Gerſte bernacläfft, pr. 70 8 h 
weiße 36-38 Sgr., gewöhnliche 30—35 Sgr. — Hafer ruhig, pr. 50 Bi. 


26—233 Spt. — Erbſen ohne Beachtung. — Wicken fehlen. — Schle⸗ 

ſiſche Bohnen ſtill. — Schlaglein, Finke Sorten beachtet. — Del⸗ * 

ſaaten ruhiger. — Rap Kuchen feſt. 40—53 Sgr. pr. Ctnr. u. 
Tara SER EEE 

Weißer Weizen 54—60—67 Wicken 50 

Gelber Weizen 53—58—62 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto, 

Roggen 40—43—45 Schlag⸗Leinſaat . 65—175— 190 

Berſtee . 30—35—38 inter⸗Raps 198—206— 216 

4 nen 25—27—28 Winter⸗Rübſen 182—192— 200 

o 46—52—56 Sommer-Rübfen.... 153 —163—176 


Klees aat ſtilles Geſchäft, rothe ordinäre 10—10% Thlr., mittle 11 bis 
11% Thlr. feinel2—12% Thlr. hochfeine bis 12% Thlr., weiße ordinäre 
10—12% Thlr., mittle 13415 / Thlr., feine 1617, Thlr., hochfeine 
18—19 Thlr. pr. Ctr. * 

Thymothee 5%—7% Thlr. pr. Centner. 

Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. Netto 24—30 Sgr., Metze 14 —1 1 Ger 


Rohes Rübdl pr. Ctr Denk November 113 Tblt Beabiah, * 
2 loco „ November er 
11% Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 Guart à 80 % Tralles loco und 

November 13% Thlr. Geld, Frühjahr 14% Thlr. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr Stein, ir 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


